Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

- Kauf- und Ubertragungsvertrag -

zwischen

der SWS Stadtwerke Stralsund GmbH
Frankendamm 7
18439 Stralsund

<SWS oder Verkauferin>

und

dem Landkreis Vorpommern-Rugen
alternativ eine Verkehrsgesellschaft des Landkreises
Vorpommern - Rugen

<Erwerber>

Die Erschienenen ......
<notarielle Auflistung>
schlieRen nachfolgenden Kauf- und Ubertragungsvertrag:

Praambel

(A) Die SWS Stadtwerke Stralsund GmbH ("SWS") ist alleinige
Gesellschafterin der SWS Nahverkehr GmbH, die in der Han-
sestadt Stralsund offentliche Personennahverkehrsleistungen
erbringt. Die SWS ist weiterhin Eigentiimerin des "Betriebsho-
fes Stralsund”, den sie an die SWS NV verpachtet hat.

(B) Mit der Umsetzung der Kreisgebietsreform im Land Meck-
lenburg-Vorpommern zum 04.09.2011 hat die Hansestadt
Stralsund den Status der Kreisfreiheit verloren und ist kreisan-
gehorige Stadt des neuen Landkreises Vorpommern-Rigen
geworden. Die Aufgabentréagerschaft fiir den OPNV geméaR § 3
Abs. 3 OPNVG M-V obliegt seitdem dem neuen Landkreis
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

Vorpommern-Rigen, der nunmehr auch fur das Gebiet der
Hansestadt Stralsund fiir den OPNV zustandig ist.!

(C) Im Vorgriff auf den Aufgabeniibergang hat die Hansestadt
Stralsund eine zustimmende Grundsatzentscheidung tber ein
in dem neuen Landkreis Vorpommern-Rigen zur Umsetzung
beabsichtigtes "Kooperationsmodell OPNV" getroffen. Unter
Beteiligung der Nahverkehrsgesellschaften der Alt-Landkreise
Rugen und Nordvorpommern sowie der Hansestadt Stralsund
soll die Struktur der kommunalen OPNV-Beteiligungen zu-
sammengefthrt werden.

(D) Das "Kooperationsmodell OPNV" sieht vor, dass die SWS
ihren Geschéftsanteil an der SWS NV (gemall Abschnitt A.)
sowie den "Betriebshof Stralsund" (gemall Abschnitt B.) an
den Erwerber verauBert2, was Gegenstand dieses Vertrages ist.

A.

Kaufvertrag tber einen GmbH-Geschaftsanteil mit
Abtretung

§ 1 - Vertragsgegenstand

(1) Im Handelsregister des Amtsgerichts Stralsund ist unter
Nr. HR B 2431 die SWS Nahverkehr GmbH ("SWS NV") einge-
tragen.

(2) Das Stammkapital der SWS NV betragt 25.600 EUR. Es ist
vollstandig einbezahlt. Die SWS NV verfligt nicht Gber Grund-
besitz.

(3) Die SWS hélt an der SWS NV einen Geschéftsanteil im
Nennbetrag von 25.600 EUR des Stammkapitals.
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

§ 2 - Verkauf und Abtretung des Geschéftsanteils

(1) Die SWS verkauft hiermit den in § 1 ndher bezeichneten
Geschéftsanteil an der SWS NV nach Malgabe der Bestim-
mungen dieses Vertrages an den Erwerber.

(2) Die SWS erklart, dass mit dem Verkauf samtliche Rechte
und Pflichten aus dem Geschéftsanteil vollstdndig und vorbe-
haltlos an die Kauferin Ubertragen und abgetreten werden. Der
Erwerber erklart, den Verkauf, die Ubertragung und Abtre-
tung des Geschaftsanteils nach MaRgabe des Absatz 1 vollstan-
dig und vorbehaltlos anzunehmen.

8§ 3 - Wirksamkeit der Ubertragung und Abtretung

(1) Die dingliche Ubertragung und Abtretung nach § 2 wird am
01.01.2012, 0.00 Uhr (Ubertragungsstichtag) wirksam und
steht unter dem Vorbehalt

a) der zustimmenden Beschlussfassung der Gesell-
schafterversammlung der SWS NV uber die Verfi-

gung’,
b) der Zustimmung der Blrgerschaft der Stadt Stral-

sund und des Kreistages des Landkreises Vorpom-
mern-Rugen,

¢) der Genehmigung dieses Vertrages durch die zu-
standige Kommunalaufsichtsbehdrde bzw., alterna-
tiv, der Erklarung der Behdrde, dass es einer be-
hordlichen Genehmigung nicht bedarf sowie

d) der volistdndigen Kaufpreiszahlung durch den Er-
werber geman § 3.

(2) Die Parteien sind verpflichtet, dem beurkundenden Notar
und der jeweils anderen Partei unverziglich den Eintritt der
jeweiligen Wirksamkeitsvoraussetzung schriftlich mitzuteilen,
sobald Sie Kenntnis Uber den Eintritt einer Wirksamkeitsvor-
aussetzung erlangen.
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

§ 4 - Kaufpreis!

(1) Der Kaufpreis fur den Geschéftsanteil betragt 589.796
(Stand 31.12.2010) EUR (in Worten: Funfhundertneunun-
dachtzigtausendsiebenhundertundsechsundneunzig Euro).

(2) Der Kaufpreis ist spatestens 14 Tage nach Unterzeichnung
dieses Vertrages vollstdndig und frei von Spesen und Gebuhren
auf das Konto der SWS fallig:

Kto. Nr.:544544000
Kreditinstitut: Deutsche Bank
BLZ: 130 700 00

(3) Bei Uberschreiten der Zahlungsfrist werden Zinsen in Hohe
von funf Prozentpunkten tUber dem Basiszinssatz nach § 247
BGB fallig.

§ 5 - Schuldrechtliche Bestimmungen

Fur den Kauf des Geschéftsanteils gelten die folgenden Bedin-
gungen:

a) Der Verkaufer garantiert, dass der verkaufte Ge-
schéaftsanteil frei von Rechten Dritter ist, entspre-
chend der Angaben in 8 1 das Stammkapital voll-
standig einbezahlt wurde sowie eine Ruckgewahr
von Einlagen auf die gezeichnete Stammeinlage
nicht erfolgte. Eine dartber hinausgehende Haf-
tung, insbesondere beziglich des Vermdgens der
Gesellschaft und deren Ertragskraft wird nicht -
bernommen. Fur die Werthaltigkeit des Anteils wird
daher nicht gehaftet.

b) Die VerauRerung des Geschaftsanteils erfolgt ein-
schlielich aller damit verbundenen Nebenrechtez.
Alle mit dem Geschéftsanteil verbundenen Rechte
und Pflichten, insbesondere das Stimmrecht, gehen
auf den Kaufer ab dem Ubertragungsstichtag tiber.
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

8 6 Ergebnisabfuhrungsvertrag und Jahresabschluss

(1) Das Jahresergebnis 2011 der SWS NV wird uber den bis
zum Ablauf des 31.12.2011 bestehenden Ergebnisabfihrungs-
vertrag (EAV) an die Verkauferin abgefuhrt. Der zurzeit prog-
nostizierte Jahresfehlbetrag, welcher tGber den EAV von der
Verkauferin auszugleichen sein wird, betragt insgesamt
1.134.000,00 EUR.

(2) Der zwischen der SWS NV und der SWS bestehende Ergeb-
nisabfuhrungsvertrag wird zum 31.12.2011 ordentlich beendet.

(3) Bei der Erstellung des Jahresabschlusses 2011 der SWS NV
werden die Grundsatze der Bilanzierung und Bewertung im
Vergleich zu den Vorjahresabschlissen beibehalten.

8 7 - Anmeldung

Der amtierende Notar wird durch die Vertragsparteien beauf-
tragt, unverziglich nach Eintritt der aufschiebenden Bedin-
gungen nach § 3 Absatz 1 dieses Vertrags den Erwerb der Ge-
schaftsanteile an der SWS NV gemall § 16 GmbH-Gesetz an-
zumelden. Vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieses Vertra-
ges bis zur Eintragung der Neufassung im Handelsregister
werden die Vertragspartner sich im Innenverhéltnis geman
dieser Neufassung verhalten.

B.

Kaufvertrag uber den "Betriebshof Stralsund"

8 8 - Kaufgegenstand

Die SWS verkauft hiermit an den dies annehmenden Erwerber
mit wirtschaftlicher Wirkung ab dem 01.01.2012, 00:00 Uhr
("Stichtag") ihre samtlichen Aktivitaten aus oder im Zusam-
menhang mit dem im Lageplan (Anlage 1) dargestellten! "Be-
triebshof Stralsund" (der "Betriebshof"), einschlief3lich der
diesem zuzuordnenden Vorrdte, Vertrdge und sonstigen
Rechtsstellungen, soweit diese nicht bereits der SWS NV zu-
stehen und von dem Erwerb des Geschéftsanteils durch den
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

Erwerber gemanR Abschnitt A. dieses Vertrages erfasst werden.
Von dem Verkauf erfasst werden insbesondere:!

a) die in Anlage 2 aufgefihrten Grundstiicke, Grund-
sticksteilflachen, Rechte an Grundsticken, grund-
stucksgleichen Rechte und Rechte an Grundstticksrech-
ten ("Grundbesitz"),

b) die Anlagen des Betriebshofs, die Betriebs- und Ge-
schaftsausstattung (einschliellich aller Ersatz- und Re-
paraturteile, Werkzeuge und sonstiger Betriebsmateria-
lien), die am Stichtag vorhandenen Vorrdate (Roh-,
Hilfs- und Betriebsstoffe) und alle sonstigen bewegli-
chen Sachen und Bauten auf fremden Grundstiicken,
die im Eigentum der SWS stehen und dem verkauften
Betriebshof zuzuordnen sind, insbesondere die in Anla-
ge 3 genannten?2 sowie

c) die dem Betriebshof zugeordneten Vertrage und
Rechtsstellungen gemall Anlage 4  ("Vertragsver-
héltnisse™), sofern insoweit mit den Vertragspartnern
Einigkeit Uber die Ubergabemodalitaten erzielt werden
kann.

8 9 - Kaufpreis und Falligkeit

(1) Der Kaufpreis fur den verkauften Betriebshof gemall § 8
betragt

EUR 1.855.785,00
(in Worten: einemillionachthundertfunfundfinfzig-
tausendsiebenhundertfunfundachtzig EURQO) netto.
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

Die Ubernahme der darin befindlichen Vorréate (Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe), soweit sie im Eigentum der SWS stehen ist
mit dem Kaufpreis abgegolten.?

(2) Der Kaufpreis wird teilweise erbracht durch Ubernahme
von Verbindlichkeiten gegentber Kreditinstituten in Héhe von
EUR 1.512.949,16 (in Worten: einemillionenfiinfhun-
dertzwoélftausendneunhundertneunundvierzig EURO  und
sechszehn Cent), die die SWS zur Finanzierung des Omnisbus-
betriebshofes "Lidershagen" aufgenommen hat. Die Darlehen
sind durch Grundschuld besichert. Die Darlehensvertréage sind
in der Anlage 5 und 6 beigefugt. Der restliche Kaufpreis in
Hohe von EUR 342.835,26 (in Worten: Dreihundertzwei-
undvierzigtausendachthundertfinfunfdreiBig EURO  und
sechsundzwanzig Cent) ist spatestens 14 Tage nach Unter-
zeichnung dieses Vertrages vollstandig und frei von Spesen
und Gebuhren auf das Konto der SWS fallig. § 4 Abs. 2 und 3
gelten entsprechend.

§ 10 - Ubertragung des Grundbesitzes?

(1) Die Vertragsteile sind sich tber den vorstehend vereinbar-
ten Eigentumsiibergang der in der Anlage 1 ndher bezeichneten
Grundstticke einig. Sie bewilligen und der Erwerber beantragt
dessen Eintragung in das Grundbuch.

(2) Die Vertragsteile weisen den Notar an, diese Urkunde hin-
sichtlich des Eigentumstibergangs erst vollziehen zu lassen,
wenn die Kaufpreise gemal? 8§88 4, 8 auf durch den Erwerber
geleistet worden sind, worlber die SWS unverziiglich Mittei-
lung macht.

(3) Die Vertragsteile stimmen der Léschung der eingetragen-
en Grundpfandrechte hiermit mit dem Antrag auf Vollzug im
Grundbuch zu. Die In Abt. Il der jeweiligen Grundbucher ein-
getragenen Belastungen werden von dem Erwerber zur wei-
teren Duldung und Haftung unter Eintritt in die zugrunde
liegenden Verpflichtungen Gbernommen:3
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

(4) Die SWS wird dem Erwerber den Besitz am verkauften
Grundbesitz zum Stichtag einrdumen.!

§ 11 - Ubertragung von Vertragsverhaltnissen und
Rechtsstellungen / Ubernahme von Verbindlichkeiten

(1) Die Verkauferin Ubertragt hiermit auf die dies annehmende
Kéauferin alle gemaR Anlage 4 verkauften Vertragsverhaltnisse
und sonstigen Rechtsstellungen mit Wirkung zum Stichtag. Die
Ubertragung ist dadurch bedingt, dass durch entsprechende
Vereinbarung mit den kinftigen Vertragspartnern Uber die
Ubernahmebedingungen Einigkeit erzielt werden muss.2

(2) Der Erwerber wird mit Wirkung zum Stichtag sdmtliche im
Betriebshof entstandenen Verbindlichkeiten der SWS uber-
nehmen, die in der Anlage 5 und 6 ndher bezeichnet sind. Der
Erwerber wird die SWS von allen Ansprichen Dritter in Bezug
auf die ibernommenen Verbindlichkeiten freistellen und der
SWS alle im Zusammenhang damit entstehenden angemesse-
nen Aufwendungen erstatten.

§ 12 - Ubertragung von beweglichen Sachen, Anspri-
chen und Rechten

(1) Die Vertragsteile sind sich daruber einig, dass das Eigentum
an samtlichen dem verkauften Betriebshof zuzuordnenden
beweglichen Sachen am Stichtag von der SWS an den Erwerber
Ubergeht.

(2) Die SWS wird dem Erwerber am Stichtag den Besitz an
samtlichen dem verkauften Betriebshof zuzuordnenden beweg-
lichen Sachen einrdumen, sofern zu diesem Zeitpunkt der
Kaufpreis an die SWS geleistet worden ist. Soweit sich verkauf-
te bewegliche Sachen im Besitz Dritter befinden, tritt die SWS
bereits jetzt ihre Herausgabeanspriiche gegen die Dritten an
den dies annehmenden Erwerber mit dinglicher Wirkung zum
Stichtag ab.

§ 13 - Gefahrenubergang, Abtretung von Gewaéhrlei-
stungsanspruchen
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(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

(1) Die Gefahr in Bezug auf den verkauften Betriebshof sowie
die Nutzungen und Lasten gehen ab dem Stichtag auf den Er-
werber Uber.

(2) Die SWS tritt hiermit an den dies annehmenden Erwerber
samtliche dem verkauften Betriebshof zuzuordnenden Ge-
wahrleistungsanspriiche gegen Dritte, mit Wirkung zum Stich-
tag ab. Soweit fur die Wirksamkeit der Abtretung die Zustim-
mung Dritter erforderlich ist, wird die Abtretung erst nach
Erteilung der erforderlichen Zustimmung wirksam.

§ 14 - Ubernahme der Bedingungen aus Zuwendungs-
bescheiden

(1) Der SWS wurden aufgrund der nachfolgend aufgefiihrten
Bescheide des Ministeriums fur Verkehr, Bau und Landesent-
wicklung Mecklenburg -  Vorpommern Fordermit-
tel/Zuwendungen gewahrt:

a) Zuwendungsbescheid des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 29. 07.1993 ( V-610b-621.4-4-10)
Vorhaben Nr. 18/93, (Anlage 7)

b) gedndert durch Bescheid vom 20.06.1994 (Anlage 8),
c) geadndert durch Bescheid vom 02.06.1997 (Anlage 9),
d) geandert durch Bescheid vom 21.06.1999 (Anlage 10),

e) gedndert durch Bescheid vom 04.05.2010 (Anlage 11).

(2) Der Erwerber tritt ab dem Stichtag in die Rechte und
Pflichten aus den vorgenannten Fordermittelbescheiden ein
und erkennt die Zweckbindung und alle mit der Forderung
verbundenen Verpflichtungen, Bedingungen und Auflagen an.

(3) Fur den Betriebshof belauft sich die Zweckbindung gemaf3
dem in Abs. 1) aufgefihrten Zuwendungsbescheid auf 20 Jah-
re.

(4) Die Vertragsparteien erklaren Ubereinstimmend, dass mit
den jeweiligen Fordermittelgebern vor Vertragsabschluss die
Ubertragung der Rechte und Pflichten aus den Zuwendungsbe-
scheiden abgestimmt wurde. Die Bestéatigungsschreiben der
beteiligten Fordermittelgeber sind als Anlage 12 beigefiigt.
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§ 15 - Gewahrleistung

(1) Die verkauften Gegenstande werden in dem Zustand, in
dem sie sich bei Ubergabe befinden, ohne jede Méngelgewahr-
leistung an den Erwerber verkauft. Gewahrleistungsanspriche
des Erwerbers, gleich welcher Art und gleich aus welchem
Rechtsgrund gegeniber der SWS werden hiermit ausdrticklich
ausgeschlossen.

(2) Ausgeschlossen sind auch samtliche Anspriiche wegen et-
waiger Altlasten (Kampfmittel, Gifte, anderweitige Schadstoffe
oder sonstige Bodenverunreinigungen im Sinne des Bundes-
bodenschutzgesetzes) in Grund und Boden oder in Auf- bzw.
Einbauten. Der Erwerber stellt die SWS von jeglicher Inan-
spruchnahme o6ffentlich-rechtlicher oder privat-rechtlicher
Natur — gleich aus welchem Rechtsgrund — frei. Dies gilt auch
fur Anspriiche aus dem Bundesbodenschutzgesetz. Im Falle
der Inanspruchnahme des Erwerbers stehen dem Erwerber
keine Regressanspriiche gegen die SWS zu. Insbesondere wer-
den auch Ausgleichsanspriiche des Erwerbers gegeniber der
SWS nach § 24 Bundesbodenschutzgesetz ausgeschlossen. Et-
waige Ricktrittsrechte sind gleichfalls ausgeschlossen. Dies gilt
nicht fir Méangel oder sonstige Umstande, die der SWS bei
Abschluss dieses Vertrages bekannt sind.

§ 16 - Ubergangsregelungen

(1) Wird eine der Parteien fur Verbindlichkeiten in Anspruch
genommen, die nach diesem Vertrag die andere Partei zu tra-
gen hat (vor bzw. nach dem Stichtag), stellt die in Anspruch
genommene Partei die andere Partei im Innenverhéltnis von
diesen Verbindlichkeiten frei und verpflichtet sich, diese un-
verziglich zu erstatten. Nach dem Stichtag bei der Verkauferin
eingehende Zahlungen Dritter, die nach den Bestimmungen
dieses Vertrages dem Erwerber zustehen, sind von der SWS an
den Erwerber herauszugeben. Umgekehrt wird der Erwerber
an die SWS Zahlungen Dritter herausgeben, die nach dem
Stichtag bei dem Erwerber eingehen und nach den Bestim-
mungen dieses Vertrages der SWS zustehen. Jeder Vertrags-
partner wird dem anderen Vertragspartner tber die Abwick-
lung dieser Geschéftsvorfalle Rechenschaft legen und ihm Ein-
sicht in die betreffenden Unterlagen gewéahren.
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(2) Soweit fur die Ubertragung von Vertragsverhaltnissen,
Verbindlichkeiten oder sonstigen Rechtsstellungen die Zu-
stimmung des Vertragspartners oder sonstiger Dritter erfor-
derlich ist, werden sich die Vertragsparteien nach Abstimmung
der Vorgehensweise nach besten Kréaften dafur einsetzen, dass
die Zustimmung unverzuglich erteilt wird.

C.
Schlussbestimmungen

§ 17 - Mitwirkungspflichten

(1) Die Vertragsparteien werden alle Erklarungen abgeben, alle
Urkunden ausstellen und alle sonstigen Handlungen vorneh-
men, die im Zusammenhang mit der Ubertragung der Kaufge-
genstande etwa noch erforderlich oder zweckdienlich sind.

(2) Bei behordlichen Verfahren in Bezug auf die Kaufgegens-
tande, insbesondere steuerlichen AufRenprifungen und steuer-
lichen und sonstigen Rechtsstreitigkeiten, die Zeitrdume bis
zum Stichtag betreffen, werden sich die Vertragsparteien ge-
genseitig informieren und unterstttzen. Sie werden sich insbe-
sondere gegenseitig samtliche Informationen und Unterlagen
zur Verfiigung stellen, die zur Erfullung steuerlicher oder sons-
tiger behordlicher Anforderungen oder zur Erbringung von
Nachweisen gegentber Steuerbehorden, sonstigen Behdrden
oder Gerichten notwendig oder zweckmaRig sind und wechsel-
seitig auf eine angemessene Unterstiitzung durch ihre Mitar-
beiter hinwirken.

§ 18 - Kosten

Samtliche Kosten im Zusammenhang mit dem Abschluss und
der Durchfiihrung dieses Vertrages werden von dem Erwerber
getragen, ebenso die anfallende Grunderwerbsteuer.

Die Kosten der Lastenfreistellung?! tragt die SWS.
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8§19 - Vertragsdnderungen

Anderungen und Erganzungen dieses Vertrags einschlieRlich
der Anderung dieser Bestimmung selbst bediirfen der Schrift-
form, soweit nicht weitergehende Formvorschriften einzuhal-
ten sind.

8§ 20 - Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise unwirksam oder undurchfihrbar sein oder werden,
so wird hierdurch die Wirksamkeit der tbrigen Bestimmungen
nicht beruihrt. Die unwirksame oder undurchfiihrbare Bestim-
mung ist durch eine andere, flr beide Vertragspartner zumut-
bare Regelung zu ersetzen, die dem mit der unwirksamen oder
undurchfihrbaren Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen
Zweck am nachsten kommt. Entsprechendes gilt, wenn der
Vertrag eine Licke aufweisen sollte.

8 21 - Hinweise

Vom Notar wurde auf folgendes hingewiesen:

§ 22 - Vertragsbestandteile / Anlagen

Als Bestandteil des vorliegenden Kauf — und Ubertragungsver-
trages gelten ferner folgende Anlagen:

Anlage ZU 8§ Gegenstand

Nr.

1 88 Betriebshof - Lageplan

2 8§8a) Grundbesitz einschl. Abt. 11/111
Anlagen, Betriebs- und Ge-

3 8§8Db) schaftsausstattung, soweit in
Besitz der SWS

4 88¢) Vertragsverhéaltnisse

5-6 §9(2) Darlehensvertrage

7-11 814 (1) Zuwendungsbescheide

12 814 (4) Bestatigung Fordermittelgeber
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Kauf- und Ubertragungsvertrag "OPNV"
(Entwurf, Stand: 21. Oktober 2011)

8§ 23 - Abschriften
Von dieser Urkunde erhalten

e jeder Vertragsteil nach Vollzug eine Ausfertigung und
sofort je zwei Abschriften

e das Handelsregister eine Ausfertigung
e das Grundbuchamt eine Ausfertigung
e der Gutachterausschuss

e das Finanzamt — Grunderwerbsteuerstelle

je eine Abschrift.
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Stadiwerke Stralsund

SWS Energie GmbH

Frankendamm 7 - 18439 Stralsund
Tel.: (038 31)24 10 Fax: (03831)241520 1
e-mail: service@stadtwerke-stralsund.de
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Hohenbezug:
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Bearbeiter:
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GK 42/83 (3° n. Krassowskij)
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Anlage 2

Dieses Blatt ist zur Fortfithrung auf EDV umgestellt worden
und dabei an die Stelle des bisherigen Blattes getreten.
In dem Blatt enthaltene Rotungen sind schwarz sichtbar.

Freigegeben am 04.05.2011, Lunzenauer

Amitsgericht

Stralsund

Grundbuch
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Stralsund

Blaft 11646
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Anlage 2
Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 11646 Bestandsverzeichnis
i U i j d Recht GroBe
Lid. Nr. |Bisherige Bezeichnung der Grundsticke und der mit dem Eigentum verbundenen Rechte
der |Ifd. Nr. d.| Gemarkung
Grund- | Grung- | Elur Wirtschaftsart und Lage m?
stticke stiicke Flurstack
a/b/c d
1 2 3 4
1 - Stralsund
43 18/4 Gebdude- und Freiflédche, 25 67
- Gewerbe und Industrie,
Am Umspannwerk 13, Busdepot
19/4 Gebdude- und Freiflé&che, 37 60

Gewerbe und Industrie,
Am Umspannwerk 13, Busdepot

MV 600.8102 — Deutscher Gemelndeveriag — (95050) LM 024209
W. Kohlhammer GmbH

Stralsund Stralsund 11646 - Letzte Anderung 04.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 2 von 8



Anlage 2
Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Blatt 11646 Bestandsverzeichnis

Bestand und Zuschreibungen

Abschreibungen
Zur ifd. Zur Ifd.
Nr. der . Nr. der
Grund- Grund-
sticke sticke
5 6 7 8
1

Von Stralsund Blatt 4480 hierher
ibertragen am 14.09.1998.

e

) Fortsetzung auf Einlegebogen:g[
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Amtsgericht  Stralsund

Grundbuchvon Stralsund..

Anlage 2

Blatt 11646 Erste Abteilung

in Stralsund

Lfd. Nr. Lfd. Nr. der
Ei?\?rra- Eigentumer IGmr uBlist;L:]%k: Grundiage der Eintragung
gungen verzeichnis

1 2 3 4

1 Stadtwerke Stralsund GmbH 1 Aufgelassen am 16.10.1997;

eingetragen am 14.09.1998.

& Qo

MV 600/8103 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Anlage 2

Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 11646 Zweite Abteilung
Lfd. Nr.| Lfd. Nr. der
der betroffenen .
Eintra- | -Grundsticke . Lasten und Beschrénkungen
gungen| im Bestands- .
verzeichnis
1 2 3
1 1 Reschrankte persénliche Dienstbarkeit (Leitungs- und

Anlagenrecht) fur E.ON edis AG, Firstenwalde; gemaf’
Ersuchen des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und
Tourismus als Energieaufsichtsbehdrde vom 16.02.2009 Az;
67-08-4-1-230, eingetragen am 01.02.2010. //
7 e

Timm

MV 600/8104 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Anlage 2

Amisgericht Stralsund ‘
Grundbuch von Stralsund Bat 11646 Zwelte Abteliung 1 l
Verdndernungen Léschungen
Lfd. Nr, Lfd. Nr.
der der
Spalte 1 Spalte 1
4 5 6 7

Stralsund Stralsund 11646 - Letzte Anderung 04.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 6 von 8



Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Anlage 2

Blatt 11646 Dritte Abteilung

Lfd. Nr.| Lfd. Nr. der
der belasteten

DEM

Eintra- | Grundsticke Betrag Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden
gungen |im Bestands-
verzeichnis
1 2 3 4
1 1 1.800.000,00] Eine Million achthunderttausend Deutsche Mark

Grundschuld fiir die COMMERZBANK Aktiengesellschaft
18 % Zinsen; vollstreckbar nach § 800 ZPO;

brieflos gemdfl Bewilligung vom 06.07.1999,
Notarin Heiden, UR-Nr. 712/99, zur Gesamthaft in
Stralsund Bl&itter 11646 und 12372 eingetragen am

12.10.1999.
e

N

MV 600/8105 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Anlage 2
Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Blatt 11646 Dritte Abteilung

A Ver&dnderungen Léschungen
Lfd. Nr. Lfd. Nr.
der Betrag der Betrag
Spaite 1 _ Spaite 1
5 6 7 8 9 10
1 920.325,34 Abgetreten mit den Zinsen seit
i dem 06.07.1999 an Deutsche
Kreditbank Aktiengesellschaft,
Berlin, eingetragen am 06. 05/
2009. <
S
Timm

. Fortsetzung auf Einlegebogeng
Stralsund Stralsuind 11646 - Letzte Anderung 04.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 8 von 8 :



Anlage 2

Dieses Blatt ist zur Fortfilhrung auf EDV umgestellt worden
und dabei an die Stelle des bisherigen Blattes getreten.
In dem Blatt enthaltene Rotungen sind schwarz sichtbar.

Freigegeben am 05.05.2011, Niggehoff

Amtsgericht

Stralsund

Grundbuch

von

Stralsund

Blatt 12372

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 1 von 12



Anlage 2

Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Bestandsverzeichnis
Lfd. Nr. {Bisherige Bezeichnung der Grundstacke und der mit dem Eigentum verbundenen Rechte GréBe
der fig. Nr. . gi‘?arkung Wirtschatftsart und Lage 2
a/bl/c d
1 2 3 4
1 - Stralsund
43 22/7 Gebdude— und Freifléache, 1 42 56
Gewerbe und Industrie,
Am Umspannwerk 13, Busdepot
2 - Stralsund
43 23/6 Gebdude- und Freiflache, 28 54
Gewerbe und Industrie, Teich,
Weiher, Am Umspannwerk 13,
Busdepot
3 - btralsund
43
|7/6 Gebdude- und Freifldche, Gewerbe 15 81
und Industrie, Am Umspannwerk 13,
Busdepot
4 - $tralsund
AL 3
24/7 Gebaude- und Freifldche, Gewerbe 27 98
und Industrie, Teich, Weiher, Am
Umspannwerk 13, Busdepot
5 - $tralsund
43
26/5 Gebdude- und Freifldche, Gewerbe 41 98
und Industrie, Teich, Weiher, Am
Umspannwerk 13, Busdepot
6 - Stralsund
43
27/5 Gebaude- und Freifldche, Gewerbe 31 90
und Industrie, Am Umspannwerk 13,
Busdepot
7 - Btralsund
43 . .
?28/6 Gebdude- und Freifl&ache, Gewerbe 6 15
und Industrie, Am Umspannwerk 13,
Busdepot
8 - $tralsund
43
130/1 Gebidude- und Freiflache, Am 97
Umspannwerk 13, Busdepot

MV 600.8102 - Deutscher Gemeindeverlag — (95050) LM 024209
W. Kohlhammer GmbH

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 2 von 12



Amtsgericht

Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Anlage 2

Blatt 12372 Bestandsverzeichnis

Bestand und Zuschreibungen

Abschreibungen

hierher tbertragen am 10.12.2003.

Zur id. Zur ifd.
Nr. der Nr. der
Grund- Grund-
sticke sticke
5 6 7 8
1,2 Nr. 1 von Stralsund Blatt 7020 und
Nr. 2 von Stralsund Blatt 8005
hierher {ibertragen am 22.02.1999.
ps
4 60M
3-8 Nr. 3 von Stralsund Blatt 8534,
Nr. 4 von Stralsund Blatt 7020,
Nr. 5 von Stralsund Blatt 12658,
Nr. 6 von Stralsund Blatt 14478,
Nr. 7 von Stralsund Blatt 13602,
Nr. 8 von Stralsund Blatt 13570

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 3 von 12
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Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Anlage 2

MV 600/8103 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)

Blatt 12372 Erste Abteilung
Lfd. Nr. Lfd. Nr. der
Ei(r’\?r;- Eigentimer EnruBneds?::%k: Grundlage der Eintragung
gungen verzeichnis
1 2 3 4
1 Stadtwerke Stralsund GmbH 1,2 Aufgelassen am 16.10.1997;
eingetragen am 22.02.1999.
//f;
/ LA
3-8

Auflassung vom 08. April 2003;
eingetragen am 10.12.2003.

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 4 von 12



Amtsgericht

Anlage 2

Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Zweite Abteilung

Lfd. Nr.
der
Eintra-
gungen

Lfd. Nr. der
betroffenen
Grundstlicke
im Bestands-
verzeichnis

Lasten und Beschrankungen

1

2

3

1

2 .

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht)
fir Verbundnetz Gas AG, BShlitz-Ehrenberg. GemdB Be-
willigung vom 25.05.1993 eingetragen am 31.07.1995 in
Stralsund Blatt 8005 und hierher zur Mithaft iibertragen

am 22.02.1999,. ////
//WV

Beschrdnkte persdnliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) fiir
die Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft
Rostock, gleichrangig mit Abteilung II Nr. 3 und 4. GemaRB
Bewilligung vom 12.02.1998 (ON 253) eingetragen am
04.05.1998 in Stralsund Blatt 8005 und hierher zur Mithaft
libertragen am 22.02.1999.

g s

//W

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) fiir
die Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft
Rastock, gleichrangig mit Abteilung II Nr. 2 und 4. GemdB
Bewilligung vom 12.02.1998 (ON 283) eingetragen am
04.05.1998 in Stralsund Blatt 8005 und hierher zur Mithaft
libertragen am 22.02.1999. s

//M

Beschrankte persénliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) fiir
die Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft
Rostock, gleichrangig mit Abteilung II Nr. 2 und 3. GemiRB
Bewilligung vom 12.02.1998 (ON 13) eingetragen am

04.05.1998 in Stralsund Blatt 8005 und hierher zur Mithaft
libertragen am 22.02.1999.

>

Beschrankte persdénliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-,
Masten- und Grundstlcksbetretungsrecht) fir die Hanse-
ntische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten {iberlassen werden. Gemaf
Bewilligung vom 12.02.1998, HEVAG-ON 9 eingetragen im
Gleichrang mit Nr. 6 am 28.12.1998 in Stralsund Blatt 8534
ind mit dem belasteten Grundstlick hierher {ibertragen am
!10.12.2003.

Beschrankte persdénliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-,
Masten- und Grundstiicksbetretungsrecht) fliir die Hanse-
ntische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten Uberlassen werden. GemaR
Bewilligung vom 12.02.1998, HEVAG-ON 279 eingetragen im
Gleichrang mit Nr. 5 am 28.12.1998 in Stralsund Blatt 8534
iind mit dem belasteten Grundstiick hierher Ubertragen am

10.12.2003. @/

MV 600/8104 — Deutscher Gemeindevertag — (91080) . v
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Amtsgericht

Anlage 2

Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Zweite Abteilung

Lfd. Nr.
der
Eintra-
gungen

Lfd. Nr. der
betroffenen
Grundstiicke
im Bestands-
verzeichnis

Lasten und Beschrankungen

1

2

10

11

"Masten- und Grundstiicksbetretungsrecht) fir die Hanse-

Beschrénkte persdénliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs, -

ntische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten Uberlassen werden. GemafR
Bewilligung vom 04.02.1999, HEVAG-ON 257 eingetragen am
12.03.1999 in Stralsund Blatt 8534 und mit dem belasteten
Grundstick hierher {bertragen am 10.12.2003.

Eeschrénkte persdnliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-,
Masten- und Grundstiicksbetretungsrecht) far die Hanse-
atische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten {iberlassen werden. GemafR
Bewilligung vom 12.02.1998 im Gleichrang mit Nr. 9 und Nr.
|0 eingetragen am 26.10.1998 in Stralsund Blatt 7020 und
mit dem belasteten Grundstlick hierher tbertragen am
10.12.2003. : :

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-,
Masten- und Grundstilicksbetretungsrecht) fir die Hanse-
htische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten {iberlassen werden. Gemaf
Bewilligung vom 12.02.1998 im Gleichrang mit Nr. 8 und Nr.
|0 eingetragen am 26.10.1998 in Stralsund Blatt 7020 und
mit dem belasteten Grundstlick hierher bertragen am
10.12.2003.

Beschrankte persdénliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-,
Masten- und Grundstiicksbetretungsrecht) far die Hanse-
atische Engergieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) . Das Recht kann Dritten tiberlassen werden. GemafR
Bewilligung vom 12.02.1998 im Gleichrang mit Nr. 8 und Nr.
D eingetragen am 26.10.1998 in Stralsund Blatt 7020 und mit
glem belasteten Grundstlick hierher Ubertragen am 10.12.2003.

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) fir
fie Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft
Rostock (HEVAG); gemaf Bewilligung vom 24.06.1998, UR-Nr.
80/98, Notarin Heichel, Stralsund, HEVAG-ON 251, eingetra-
gen am 20.07.1999 in Stralsund Blatt 12658 und mit dem be-

|l asteten Grundstlick hierher Ubertragen am 10.12.2003. %(\//

MV 600/8104 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080) ! \
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Amtsgericht

Anlage 2

Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Zweite Abteilung

Lfd. Nr.
der
Eintra-
gungen

Lfd. Nr. der
betroffenen
Grundstiicke
im Bestands-
verzeichnis

Lasten und Beschrénkungen

1

2

12

13

14

15

16

" sorgung Aktiengesellschaft Rostock (HEVAG); gemaR Bewilli-

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Uberspannen mit
biner Stromfreileitung) fir die Hanseatische Energiever-
sorgung Aktiengesellschaft Rostock (HEVAG); gemafl Bewilli-
jung vom 10.06.1998, UR-Nr. 685/98, Notarin Heichel, Stral-
sund, HEVAG-ON 250, eingetragen am 25.09.1998 in Stralsund
Blatt 370, Ubertragen nach Stralsund Blatt 14478 am
18.04.2002 und mit dem belasteten Grundstiick hierher Utber-

Cragen am 10.12.2003. qg\/

Beschrénkte persdnliche Dienstbarkeit (Uberspannen mit
piner Stromfreileitung) fir die Hanseatische Energiever-

Jung vom 08.07.1998, UR-Nr. 873/98, Notarin Heichel, Stral-
sund, HEVAG-ON 286; im Gleichrang mit Nr. 14 eingetragen am
P5.09.1998 in Stralsund Blatt 370, Ubertragen nach Stral-
sund Blatt 14478 am 18.04.2002 und mit dem belasteten
srundstiick hierher Ubertragen am 10.12.2003. ?g\d/

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Uberspannen mit
e¢iner Stromfreileitung) fir die Hanseatische Energiever-
sorgung Aktiengesellschaft Rostock (HEVAG); gemafl Bewilli-
jung vom 08.07.1998, UR-Nr. 872/98, Notarin Heichel, Stral-
sund, HEVAG-ON 16-18; im Gleichrang mit Abt. II Nr. 13 ein-
getragen am 25.09.1998 in Stralsund Blatt 370, uUbertragen
hach Stralsund Blatt 14478 am 18. April 2002 und mit dem
belasteten Grundstlick hierher Ubertragen am 10.12.2003.

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Strom- Freileitungs-
recht) fir die Hanseatische Energieversorgung Aktiengesell-
chaft Rostock (HEVAG); gemaf Bewilligung vom 24.04.2998
eingetragen am 27.10.1998 in Stralsund Blatt 386, Ubertra-
jen nach Stralsund Blatt 13602 am 05.10.2000 und mit dem
belasteten Grundstlck hierher Ubertragen am 10.12.2003.

Beschrankte persénliche Dienstbarkeit (Strom- Freileitungs-
¥echt) nebst Recht zur Aufstellung eines Mastes fir die
Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) ; gemdf Bewilligung vom 24.04.1998, HEVAG-ON 2, 19,
20, eingetragen am 27.10.1998 in Stralsund Blatt 386,

MV 600/8104 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Amtsgericht

Anlage 2

Stralsund

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Zweite Abteilung E

Lfd. Nr.
der
Eintra-
gungen

Lfd. Nr. der
betroffenen
Grundsticke
im Bestands-
verzeichnis

Lasten und Beschrankungen

1

2

3

17

18

19

20

1,2,4,

fibertragen nach Stralsund Blatt 13602 am 05.10.2000 und mit
glem belasteten Grundstick Ubertragen hierher uUbertragen am
10.12.2003.

Beschrankte persdnliche Dienstbarkeit (Strom- Freileitungs-
Yecht) nebst Recht zur Aufstellung eines Mastes flir die
Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock
(HEVAG) ; gemdf Bewilligung vom 24.04.1998, HEVAG-ON 275,
287, 288 eingetragen am 27.10.1998 in Stralsund Blatt 386,
Bibertragen nach Stralsund Blatt 13602 am 05.10.2000 und mit
flem belasteten Grundstlick hierher Ubertragen am 10.12.2003.

W

Beschrankte persénliche Dienstbarkeit (Starkstromleitungs-

und Grundstlcksbetretungsrecht) fir die Hanesatische Ener-

gieversorgung Aktiengesellschaft Rostock (HEVAG); das Recht
kann Dritten zur Auslibung lUberlassen werden; gemafl Bewilli-
gung vom 03.04.1998, HEVAG-ON 245-248, 257, eingetragen am

12.03.1999 in Stralsund Blatt 385 (II/18), Ubertragen nach

$tralsund Blatt 13570 am 12.10.2000 und mit dem belasteten

Frundstick hierher tGbertragen am 10.12.2003.

Beschrénkte persénliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) fur
Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft Rostock;
gemafl Bewilligung vom 16.09.2000, 16.09.1998 Notarin
Heichel, Stralsund UR 871/98, 1182/98; ON 285; eingetragen
éam 23.02.2004.

/(/>

R N

Beschrankte persénliche Dienstbarkeit (Leitungsrecht) far
Hanseatische Energieversorgung Aktiengesellschaft, Rostock;
jemadfs Bewilligung vom 10.07.1998, 16.09.1998, Notarin
Heichel, Stralsund, UR-Nr. 870/98, 1181/98, eingetragen am

>3,02.2004. ////
A

L
Beschrankte persoénliche Dienstbarkeit (Anlagen- und
Leitungsrecht) fiir E.ON edis AG, Fiirstenwalde; gemaf
Ersuchen des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und
fourismus als Energieaufsichtsbehdérde vom 16.02.2009 Az
667-08-4-1-230, eingetragen am 01.02.2010. ///i/

: L

Timm

MV 600/8104 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Anlage 2

Amtisgericht Stralsund
Grundbuch von Stralsund Bt 12372 Zwelte Ablellung 5
Lfd. Nr. der
”3;,'?’" befroffenen
Eintra- | ©mundsticke Lasten und Beschrénkungen
gungen im Bestands-
verzeichnis
1 2 3
22 1

Erbbaurechtsibertragungsvormerkung an einer Teilfldache von
ca. 1.000 gm

fir Landkreis Nordvorpommern; gemal Bewilligung vom
02.05.2011 (UR-Nr. 666/2011, Notarin Ilse-Marie Kunze in
Grimmen); eingetragen am 30.05.2011.

Timm

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 9 von 12



Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Anlage 2

Blatt 12372 Zweite Abteilung

Verdnderungen Léschungen
Lfd. Nr. Lfd. Nr.
der der
Spaite 1 Spalte 1
4 5 6 7
8,9, | BV Nr. 1 haftet mit, eingetragen am
10 | 26.06.2008. /,
T1imm

Stralsund Stralsund 12372 - Letzte Anderung 30.05.2011 - Ausdruck vom 13.09.2011 - Seite 10 von 12
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Anlage 2
Amtsgericht  Stralsund N

Grundbuch von Stralsund Blatt 12372 Dritte Abteilung

Lfd. Nr. Lfd. Nr. der
der belasteten

Eintra- | Grundsticke Betrag Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden
gungen|im Bestands-
.| verzeichnis
1 2 3 4

1 \172\ 1.663.000,00] Eine Million sechshundertdreiundsechzigtausend
\oam_ Deutsche Mark Grundschuld fiir die Vereins- und
Wes Aktiengesellschaft, Hamburg; 16 % Zinsen;
vollstreck h § 800 ZPO; gemdR Bewilligung vom
06.07.1999, Notarin g UR-Nr. 713/99,

-br ief l o s- eingetragen .10.1999. P

2 1,2 1.800.000,00| Eine Million achthunderttausend Dentsche Mark T

eyl Grundschuld fir die COMMERZBANK Aktiengesellschaft
_| 18 % Zinsen; vollstreckbar nach § 800 ZPO;

s2032535| P L 1 e f1los gemdB Bewilligung vom 06.07.1999,
x| Notarin Heiden, UR-Nr. 712/99, zur Gesamthaft in
Stralsund Bldtter 11646 und 12372 eingetragen am

12.10.1999.
//

>

MV 600/8105 — Deutscher Gemeindeverlag — (91080)
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Anlage 2
Amtsgericht  Stralsund

Grundbuch von Stralsund

Blatt 12372 Dritte Abteilung

Ver&nderungen Léschungen
Lfd. Nr. Lfd. Nr.
der Betrag der Betrag
Spalte 1 ’ Spalte 1
5 6 7 8 9 10
2 1.800.000,00| Umgestellt auf Neunhun(_'_lertzwan— 1 +.663.000,00| Geldscht am
oM zigtausenddreihundertfunfund— | 25.06.2010.
.| zwanzig 39/100 Euro eingetrag /
920.325,39] am 06.05.2009. e /
EUR| /., P A
Timm
2 s20.325,39] Abgetreten mit den Zinsen seit

qwr dem 06.07.1999 an Deutsche
T Kreditbank Aktiengesellschaft,
Berlin, eingetragen am 06.05.

2009. 4
G

Timm
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Fortsetzung auf Einlegebogeng
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06.09.11

Anlagenspiegel

Anlage 3

Seite 1 von 3

Auswertung SWS ASP 12/10 v.19.04.11 Ka Ao 19.04.11
Anschaffungskosten (AHK) Methode AHK  01.01.10 Zug. AHK Umbuch. AHK Abg. AHK  AHK 31.12.10 RBW  01.01.10
Abschreibung Nutzungsdauer (ND) Rest-ND AfA  01.01.10 Zug. kum.AfA (K) Umbuch. AfA Abg. AFA  AfA 311210 RBW  31.12.10
Abschreibungsbeginn Anschaffung am Normal-AfA
autom. Wechsel deg.-linear Inbetriebnahme am Sonder-AfA
Ausserplanm. AfA
Zuschreibungen
Anlage :1993SWS0001 660.144,86 0,00 0,00 0,00 660.144,86 660.144,86
Grundstiick A5 Liidershagen OPNV 0/00  0/00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 660.144,86
26.02.1993
Anlage :1994SWS0001 LR 1.451.134,07 0,00 0,00 0,00 1.451.134,07 1.016.500,00
Betriebsdienstgebaude Lidershagen 50/00 33/11 434.634,07 29.112,00 0,00 0,00 463.746,07 987.388,00
01.12.94 01.12.1994
01.12.1994
Anrlage—1994S\WS0009 LR 3.601,16 0,00 0,00 0,00 3.601,16 0,00
TFeekiiche 8/00  0/00 3.601,16 0,00 0,00 0,00 3.601,16 0,00
01.07.94 01.07.1994
01.07.1994
Anlage : 1995SWS0001 LR 1.493.560,62 0,00 0,00 0,00 1.493.560,62 1.062.793,00
Abstellhalle 50/00 34/05 430.767,62 30.008,00 0,00 0,00 460.775,62 1.032.785,00
01.06.95 01.06.1995
01.06.1995
Anlage : 1995SWS0002 LR 2.023.720,72 0,00 0,00 0,00 2.023.720,72 1.438.607,00
Werkstatt / Zwischentrakt 50/00 34/05 585.113,72 40.619,00 0,00 0,00 625.732,72 1.397.988,00
01.06.95 01.06.1995
01.06.1995
Anlage : 1995SWS0003 LR 1.605.060,14 0,00 0,00 0,00 1.605.060,14 454.011,00
AufRenanlagen Liudershagen 20/00  4/05 1.151.049,14 83.817,00 0,00 0,00 1.234.866,14 370.194,00
01.06.95 01.06.1995
01.06.1995
Anlage : 1995SWS0004 LR 283.762,78 0,00 0,00 0,00 283.762,78 0,00
Laftungsanlage 8/00  0/00 283.762,78 0,00 0,00 0,00 283.762,78 0,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage : 1995SWS0005 LR 44.813,78 0,00 0,00 0,00 44.813,78 0,00
Kompressionsanlage 8/00  0/00 44.813,78 0,00 0,00 0,00 44.813,78 0,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage : 1995SWS0006 LR 88.554,10 0,00 0,00 0,00 88.554,10 1,00
Toranlage 10/00 0/00 88.553,10 0,00 0,00 0,00 88.553,10 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
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Anschaffungskosten (AHK) Methode AHK  01.01.10 Zug. AHK Umbuch. AHK Abg. AHK  AHK 31.12.10 RBW  01.01.10
Abschreibung Nutzungsdauer (ND) Rest-ND AfA  01.01.10 Zug. kum.AfA (K) Umbuch. AfA Abg. AFA  AfA 311210 RBW  31.12.10
Abschreibungsbeginn Anschaffung am Normal-AfA
autom. Wechsel deg.-linear  Inbetriebnahme am Sonder-AfA
Ausserplanm. AfA
Zuschreibungen
Anlage : 1995SWS0007 LR 23.077,85 0,00 0,00 0,00 23.077,85 1,00
Arbeitsstand 1 10/00 0/00 23.076,85 0,00 0,00 0,00 23.076,85 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0008 LR 21.648,83 0,00 0,00 0,00 21.648,83 1,00
Arbeitsstand 2 10/00  0/00 21.647,83 0,00 0,00 0,00 21.647,83 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage : 1995SWS0009 LR 11.662,71 0,00 0,00 0,00 11.662,71 1,00
Lackiererei 10/00  0/00 11.661,71 0,00 0,00 0,00 11.661,71 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0010 LR 45.722,47 0,00 0,00 0,00 45.722,47 1,00
Hebebilhne 10/00  0/00 45.721,47 0,00 0,00 0,00 45.721,47 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0011 LR 23.726,76 0,00 0,00 0,00 23.726,76 1,00
Guteraufzug 10/00 0/00 23.725,76 0,00 0,00 0,00 23.725,76 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0012 LR 63.645,67 0,00 0,00 0,00 63.645,67 1,00
Bremsenprifstand 10/00  0/00 63.644,67 0,00 0,00 0,00 63.644,67 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0013 LR 118.384,78 0,00 0,00 0,00 118.384,78 0,00
Waschanlage 8/00  0/00 118.384,78 0,00 0,00 0,00 118.384,78 0,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage : 1995SWS0014 LR 144.482,51 0,00 0,00 0,00 144.482,51 1,00
Tankstelle 10/00  0/00 144.481,51 0,00 0,00 0,00 144.481,51 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0017 LR 6.659,32 0,00 0,00 0,00 6.659,32 1,00
Grubenheber HZP 15/FGH 10/00 0/00 6.658,32 0,00 0,00 0,00 6.658,32 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
Anlage :1995SWS0018 LR 4.634,86 0,00 0,00 0,00 4.634,86 1,00
Grubenheber THZ 13/1200 10/00  0/00 4.633,86 0,00 0,00 0,00 4.633,86 1,00
01.01.95 01.01.1995
01.01.1995
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06.09.11 Seite 3 von 3
Anschaffungskosten (AHK) Methode AHK  01.01.10 Zug. AHK Umbuch. AHK Abg. AHK  AHK 31.12.10 RBW  01.01.10
Abschreibung Nutzungsdauer (ND) Rest-ND AfA 01.01.10 Zug. kum.AfA (K) Umbuch. AfA Abg. AFA  AfA 311210 RBW  31.12.10
Abschreibungsbeginn Anschaffung am Normal-AfA
autom. Wechsel deg.-linear  Inbetriebnahme am Sonder-AfA
Ausserplanm. AfA
Zuschreibungen
Summen Anlagenspiegel 8.117.997,99 0,00 0,00 0,00 8.117.997,99 4.632.065,86
3.485.932,13 183.556,00 0,00 0,00 3.669.488,13 4.448.509,86

Selektionskriterien
Auswertung
Abschreibungsbuch
Periode von

Periode bis

Kostenstelle von
Kostenstelle bis
Immatrielle Sachanlagen
Unbewegliche Sachanlagen
Bewegliche Sachanlagen
Finanzanlagen

Anl. im Bau

aktivierte Anl.

Zuschusse

GWG

Leerposten
IBBA-Nummern anzeigen
Anlagenwechsel
Anlagenwechsel in Periode
Betrieb

Gruppierung 1
Abschreibungsdetails
Formulargruppe

Sprache

Report

Anlagenspiegel erstellt am 06.09.2011 11:04 User: KVASYN Terminal: PC-201-FD Schema: KVASYN auf SWSPRODN
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Anlage 4 zum Kauf — und Ubertragungsvertrag — Vertragsverhaltnisse

1. Vertrag ,,Wartung E - Anlage
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D Deutsche
Kreditbank AG

Wir bitten Sie, auf der beiliegenden Mehrfertigung dieses Schreibens Ihre Annahme
des Angebotes zu erkldren und dieses nach rechtsverbindlicher Unterzeichnung an
uns zurickzusenden.

Mit freundlichen GriiRen
Deutsche Kreditbank

Aktiengesellschaft
Niederlassung Rostock

i.\V. is

4 -
Steffen Dohse Cathlegn Ziglowski
Kundenbetreuer Kundenbetreuerin

Das Kreditangebot nehmen wir hiermit an.
GemaR § 8 Geldwaschegesetz erklaren wir, dass die Kreditaufnahme

X fir eigene Rechnung
] far Rechnung des / der Name, Anschrift

erfolgt.

Ort, Datum Name / Firmenstempel / rechtsverbindliche Unterschrift
des Kreditnehmers

DKB.0423/02.2009

Anlage 6
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Der Wirtschaftsminister
des Landes
Mecklenburg-Vorpommern

Der Wirtschaltsminister des Landes Mecklenburg-Vorpommera.
J.-Stelling-Str. 14, O-2755 Schwerin 0-2755 Schwerin

J.-Stelling-Str. 14

T Schwerin  : 5724-0
Yelefax 1 §7244 00

Stadtwerke Stralsund GmbH Telox 391192

Abt. Nahverkehr

Postfach 25

Cros Serateund Hmﬂ@caﬂabOﬁCiCT'C“ﬂ
Tel.-Nr. ab 26.04. 02
Fax-Nr. ab 26.04.65 ¢

lhr Zeichen/vem Mein Zeichen/vom Telefon Datum

V-610b-621.4-4-10 - 5612 il 1993

Betr.: Finanzielle Mittel des Bundes nach dem Gemelndever-
kehrgsfinanzierungsgesetz (GVFG)

Bexzug: Antrag vom 30.09.19%1

Bezeichnung des Zuwendungsvorhabens
Neubau eines Omnibusbetriebshofes in Stralsund

Programmteil Projektnummer
OPNV-Landesprogramm Mecklenburg-Vorpommern 18/93

Haushaltsfihrung des Landes
Titel: 88365-5

Anlagen:

M Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projekt-
forderung an kommunale Korpexrschaften (ANBest-K)

O Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projekt-
férderung (ANBest-P)

X NBest Baul

Vordruck Uber Mittelanforderungen
Vordrucke Verwendungsnachweis
Erklarung des 2Zuwendungsempfangers

§ 44 LHO

K K KKK

Prifvermerk; ggf. korrigierte baufachlich geprifte Bau-
unterlagen
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Auf Ihren o. g. Antrag (nebst Anlagen) wird Ihnen, zweckgebunden
fuar das o. a. 2Zuwendungsvorhaben unter Zugrundelegung des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.Januar 1988 (BGBl. I,S.100),zuletzt
geandert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 14.Februar.1992
(BGB1.I S.297), nach § 44 LHO Mecklenburg-Vorpommern, den dazu
ergangenen Verwaltungsvorschriften sowie §§ 49,49a Verwaltungs-
verfahrensgesetz -VwVg M-V eine Zuwendung aus Mitteln des o. a.
Programms bewilligt.

[ 1. Die Zuwendung wird als Investitionszuschuf zur Projekt-
forderung gewahrt

M in der Porm der Anteils- O in der Form der Festbe-
finanzierung (85 %) tragsfinanzierung
bis zur HOhe von 3.500.000, -DM in BOhe wvon DM

Betrag der Zuwendung in Buchstaben - Deutsche Mark -
dreimillionenfinfhunderttausend

B im Rahmen der Fbrderung hdchstens jedoch bis zu 85 % der
entstandenen zuwendungsfahigen Ausgaben; ergibt der Verwen-
dungsnachweis, daR der Anteil der Zuwendung an den zuwen-
dungsfahigen Ausgaben mehr als 85 v. H. betragt, so ist der
tberschiefende Betrag vom Zuwendungsempfanger zurickzu-

zahlen.
Finanzierung in Hbhe  HOchstbetrag 1993 Hohe der zuwendungs-
von 85 % 3.500.000, - DM fahigen Ausgaben 1593

4.117.650,- DM

-Gesamtausgaben : 14.408.000,- DM
-zuwendungsfahige Gesamtkosten: 11.058.000,- DM

Soweit der ZuschuR nicht in der von Ihnen erwarteten HOhe be-
willigt werden konnte, gehe ich davon aus, daf der Minderbetrag
durch erhdhte Eigemnmittel aufgebracht wird.

Die Zuwendung steht fir Ausgaben im Rahmen des Zuwendungszwecks
langstens zur Verfigung flir die Zeit

O ab Bewilligung bis 0O 32.10.1993
K ab Genehmigung zum vorzeitigen Baubeginn bis DI 31.10.1993
O ab Antragstellung (GA am: ) [
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Die Bewilligungsbehdrde kann in begrindeten Ausnahmefallen den o.
a. Bewilligungszeitraum auf einen vor Ablauf dieses Zeitraumes zu
stellenden Antrag nach MaRgabe der haushaltsrechtlichen
Bestimmungen verlangern.

Es muB mit dem Zuwendungsvorhaben spatestens innerhalb von 3
Monaten nach Bekanntgabe dieses Bewilligungsbescheides begonnen
werden, und zwar durch einen Realakt; andernfalls wird der Be-
willigungsbescheid ungultig (aufldsende Bedingung) .

2. Der bewilligte Investitionszuschuff steht wie folgt zur Ver-
figung:

1% O
im Haushaltsjahr (Hj.) 1993
in voller in Hdhe von
Hohe
=< | bd
vorgesehene weitere Anteils-
finanzierung in voller in Hdhe von
Hohe 5.552.280,- DM
davon fallig 1994: 5.552.280,- DM
199 DM
159 DM
199 DM

3. Genaue Bezeichnung des Zuwendungszweckes

Dieser Bewilligungsbescheid erstreckt sich auf folgende MaR-
nahmen:

Neubau eines Omnibusbetriebshofes

Der Zuwendungszweck wird durch die entsprechenden Angaben in den
fachtechnisch gepriften Antragsunterlagen naher beschrieben.

Die Frist fir den Beginn des Zweckbindungszeitraumes beginnt mit
der Auszahlung der Zuwendung bzw. des letzten Zuwendungsteilbe-
trages. Die 2weckbindungsdauver betragt 20 Jahre.

Nach Ablauf dieser Frist wird der Zuwendungsempfanger frei in der
Verfigung Uber die mit der gewahrten Zuwendung beschafftren Giter.
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4.1 Zuwendungsfahige Ausgaben (soweit nach § 15 US G 1980 als

Vorsteuer abziehbar ohne Umsatzsteuer) wurden wie folgt er-
mittelt:

Die HOhe der zuwendungsfahigen Xosten entnehmen Sie bitte dem

Prifbericht der Oberfinanzdirektion Rostock {(OFD) vom 21.07.1993
Seite 6.

Die Einzelansatze dirfen aus zwingenden Grinden um bis zum 20

v. H, uberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch ent-
sprechende Einsparungen bei anderen Eingzelansatzen ausgeglichen
werden kann.

Weitexrgehende Bbweichungen sind nur 2ulassig, soweit die Be-
willigungsbehorde sie bestimmt odexr zugelassen hat.

4.2 Fur die Finanzierung der MaRnahme wird der folgende Finan-

zierungsplan hinsichtlich des Gesamtergebnisses fur ver-
bindlich erklart.

Gesamtfinanzierungsplan

Art der eingesetzten Mittel DM
Eigenmittel 5.355.720, -
-Gesamt zuwendung 9.052.280, -
-davon 1993 (85 %) 3.500.000, -
Sunme 14.408.000, -

S.,Avwsgszahlung

Die Zuwendung {(oder Teile davon) sind unter Beachtung der
ANBest-K entsprechend beigefigtem Abrufvordruck anzufordern:

B bis zum 15.10. dieses Jahres, soweit 0 spatestens bis zum
es sich um Mittel handelt, die fur
dieses Haushaltsjahr bereitgestellt
werden.
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Zuwendungen von insgesamt nicht mehr als 50 000,- DM sollen
erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises ausgezahlt werden.

Die Hohe eines Abrufs socll 50 000, - DM nicht unterschreiten.

O Dpie Auszahlung eines Restbetrages von 5 % der Zuwendung

wird von der Vorlage des Verwendungsnachweises abhangig
gemacht .

Die 2Zuwendung (oder Teile davon} kann frihestens ausgezahlt
werden, wenn dieser Bescheid bestandskraftig geworden ist.
Die BRestandskraft des Bescheides kann herbeigefuhrt und damit
eine Auszahlung beschleunigt werden, wenn auf dem beigefigten

vordruck erklart wird, dafl auf einen Rechtsbehelf verzichtet
wird.

Nach Ablauf des Bewilligungszeitraums konnen Mittelanforderungen
nicht mehr bericksichtigt werden; vergl. aber Ziff. 1.1 zum
Verfahren der Verlangerung des Bewilligungszeitraums.

Sofern der zugewiesene Zuwendungsbetrag/Teilbetrag infolge un-
vorhersehbarer Umstande nicht/oder nicht in vollem Umfang ver-
wendet werden kann, ist er unverziiglich anteilig zurGckzuzahlen.
Der Betrag kann zu gegebener Zeit innerhalb des Bewilligungs-
zeitraumes wieder angefordert werden.

6. Nebenbestimmungen

6.1. Die folgenden Nebenbestimmungen sind Bestandteil dieses
Bewilligungsbescheides:

K ANBest-X
O ANBest-P
¥ NBestBaul

6.2 BAbweichend oder ergéanzend hierzu gelten folgende
ABAuflagen

Kl Der beigefigte Prifvermerk ist verbindlich.
Die fachtechnischen Korrekturen in den beigefigten Antrags-
unterlagen sind verbindlich.
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Der Zuwendungsempfdnger hat als staatliche Fachdienststelle
zu beteiligen:

00 unabhangiger Sachverstandiger
Landesbauamt Greifswald

Dieser staatlichen Fachdienststelle ist der Verwendungsnachweis
zuxr fachtechnischen Prufung vorzulegen.

Bei Vertragen mit freiberuflich Tatigen ist bei der Festsetzung
der zuwendungsfahigen Baunebenkosten ausschlieflich von den
Mindestsatzen nach den Honorartafeln HOAI auszugehen.

Ausnahmen bedirfen der 2ustimmung der Bewilligungsbehdrde.

Das Wirtschaftsministerium ist von dem Termin der Vorlage des
Verwendungsnachweises bei der zustandigen staatlichen Fach-
Dienststelle unverziglich zu unterrichten.

K Das mitfinanzierte Vorhaben ist gegen Risiken zu versichern.
6.3 2bweichend oder erganzend hierzu gelten folgende
Bedipnpgungen

Die Zuwendung wird bewilligt unter der aufldsenden Bedingung,
daf®

K- die fir die Durchfihrung des Vorhabens erforderlichen Er-
laubnisse und Genehmigungen erteilt worden sind bzw. zu
Baubeginn vorliegen.

7. Hinweis

Auf Nxr. 3 ANBest-K wird verwiesen, d. h. die O0ffentlich-

rechtlichen Preisrechts- und die Vergabevorschriften sind zu
beachten.

8. Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis (Nr. 7 ANBest-K) ist spatestens 6 Monate
nach der letzten Ruszahlung auf den beigefigten Vordrucken in
dreifacher Ausfertigung ohne besondere Aufforderung tber die
beteiligte staatliche Fachdienststelle dem eigenen Rechnungspri-
fungsamt oder - soweit Zuwendungsempfanger kein Rechnungs-
prifungsamt haben - der Bewilligungsbehdrde vorzulegen. Es ist zu
gewahrleisten, daf der Bewilligungsbehdérde der Verwendungs-

nachweis spatestens 6 Monate nach Vorlage bei der staatlichen
Fachdienststelle zugeht.
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9. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Greifswald, Domstrafe
7, 17489 Greifswald, schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundenbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts erhoben
werden. Die Klage muf den Klager, den Beklagten (Land Mecklen-
burg-vVorpommern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene
Bescheid soll in Urschrift oder abschrift beigefugt werden. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften flir die (Gbrigen
Beteiligten beigefligt werden.

Schelling



Anlage 8

EINGEGANGEN |
Der Wirtschaftsminister 30, Juni 1984
des Landes
Mecklenburg-Vorpommern Erl. e

[ Oer Wirtschaftsminister des Landes Meckienburg-Vorpommem, )

Posttach, 19048 Schwerln Hausadresse:
19053 Schwerln
J.-Stetling-Str. 14

Stadtwerke Stralsund GmbH T'EIS;“WE”" : Egg gg; 333'23 o1
eletax : -

Abt. Nahverkehr (0385) 588-5862

Postfach 25 Telex : 391192

18401 Stralsund

L _J
Ihr Zeichen/vom Mein Zeichen/vom Tetefon Datum
V-610b-621.4-4-10 - 5612

20. Ju as N19%¢

Erweiterter Zuwendungsbescheild

Betr.: Finanzielle Mittel des Bundes nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)

Bezug: Antrag vom 30.09.1991 und 1l.Zuwendungsbescheid vom
29.07.1993 in HGhe von 3.500.000, -DM

Bezeichnung des Zuwendungsvorhabens
Neubau eines Omnibusbetriebshofes

Programmteil Projektnummer
OPNV-Landesprogramm Mecklenburg-Vorpommern 18/93

Haushaltsfihrung des Landes
Titel: 88365-5

Anlagen

[0 Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projekt-
férderung an kommunale Kdrperschaften (ANBest-K

bl

NBest Baul

¢

Vordruck uUber Mittelanforderung
Vordruck Verwendungsnachweis

Erklarung des Zuwendungsempfdngers

B B

Landeshaushaltsordnung MV (LHO)
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1. Bewilliqung:

Ich bewillige Ihnen, zweckgebunden fir das o. a. Zuwendungsvor-
haben unter Zugrundelegung des Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes (GVFG) in der jewelils gultigen Fassung, nach § 44 LHO
Mecklenburg-Vorpommern, den dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften sowie §§ 49,49a Verwaltungsverfahrensgesetz -VwVg M-V
eine weitere Zuwendung aus Mitteln des ©. a. Programms.

KM pDie Zuwendung wird als Investitionszuschuf zur
Projektforderung gewdhrt

Bl in der Form der Anteilsfinanzierung bis zur Hbhe von
5.552,280,- DM

Betrag der Zuwendung in Buchstaben - Deutsche Mark -
finfmillionenfinfhundertzweiundfinfzigtausendzweihundertachtzig

M im Rahmen der Fdrderung hdchstens jedoch bis zu 80 % der
entstandenen zuwendungsfahigen Ausgaben; ergibt der Verwen-
dungsnachweis, daf der Anteil der Zuwendung an den zuwen-
dungsfahigen Ausgaben mehr als 80 v. H. betragt, so ist der
Gberschiefende Betrag vom Zuwendungsempfanger zurickzu-

zahlen.
Finanzierung zuwendungsfahige Rochstbetrag der
80 % Kosten 1954 Forderung 1994
6.940.350,- DM 5.552.280,- DM
-Gesamtausgaben des Vorhabens 14.408.000,- DM
-zuwendungsfahige Gesamtausgaben 11.058.000,- DM

Soweit der Zuschuf nicht in der von Ihnen erwarteten Hdhe be-
willigt werden konnte, gehe ich davon aus, daf der Minderbetrag
durch erhdhte Eigenmittel aufgebracht wird.

Die Zuwendung steht fOr Ausgaben im Rahmen des Zuwendungszwecks
langstens zur Verfigung fir die 2eit

Kl ab Bewilligung bis & 31.10.1994

Die Bewilligungsbehdrde kann in begriindeten Ausnahmefallen den o.

a. Bewilligungszeitraum auf einen vor Ablauf dieses Zeitraumes zu
stellenden Antrag nach MaRgabe der haushaltsrechtlichen
Bestimmungen verlangern.
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2. Der bewilligte Investitionszuschufl steht wie folgt zur Ver-
figung:

& im Haushaltsjahr 1934 in voller Hdhe

3. Genaue Bezeichnung des Zuwendungszweckes

Dieser Bewilligungsbescheid erstreckt sich auf folgende Maf3-
nahme :
Neubau eines Omnibusbetriebshofes

Der Zuwendungszweck wird durch die entsprechenden Angaben in den
fachtechnisch gepriften Antragsunterlagen naher beschrieben.

Die Frist fir den Beginn des 2Zweckbindungszeitraumes beginnt mit
der Auszahlung der Zuwendung bzw. des letzten Zuwendungsteilbe-
trages. Die Zweckbindungsdauer betragt 20 Jahre.

Nach Ablauf dieser Frist wird der Zuwendungsempfanger frei in der
Verfigung uber die mit der gewahrten Zuwendung beschafften Glter.

4.1 Zuwendungsfahige Ausgaben (soweit nach § 15 US G 1980 als
Vorsteuer abziehbar ohne Umsatzsteuer) wurden wie folgt er-
mittelt:

Die HbOhe der zuwendungsfdhigen Ausgaben entnehmen Sie bitte dem
Prifergebnis der Oberfinanzdirektion (OFD) Rostock vom 21.07.1993
Seite 6.

Die Eingzelansatze dorfen aus zwingenden GrGnden um bis zu 20

v. H. Qberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch ent-
sprechende Einsparungen beil anderen Einzelansatzen auggeglichen
werden kann,

Weitergehende Abweilchungen sind nur zulasgig, soweit die Be-
willigungsgbehdrde sie bestimmt oder zugelasgen hat.

4.2 Fir die Finanzierung der MaBnahme wird der folgende Finan-
zlerungsplan hinsichtlich des Gesamtergebnisses fir ver-
bindlich erklart.
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_4_

Gesamtfinanzierungsplan

Art der eingesetzten Mittel DM
-Eigenmittel 5.355.720, -
- Zuwendung gesamt 9.052.280, -
-davon 1993 erhalten 3.500.000, -
-davon 1994 5.552.280, -
- Summe 14.408.000, -

S.Aus zahlung

Die Zuwendung {(oder Teile davon) ist unter Beachtung der
ANBest-K entsprechend, auf beigefigtem Abrufvordruck anzufordern:

& bis zum 31.10. dieses Jahres, sowelt es sich um Mittel
handelt, die fir dieses Haushaltsjahr bereitgestellt werden.

Die HOhe eines Abrufs soll 50 000, - DM nicht unterschreiten.

[ pie Auszahlung eines Restbetrages von 5 % der Zuwendung
wird von der Vorlage des Verwendungsnachweises abhangig
gemacht.

Die Zuwendung (oder Teile davon) kann frihestens ausgezahlt
werden, wenn dieser Bescheid bestandskraftig geworden ist.
Die Bestandskraft des Bescheides kann herbeigefihrt und damit
eine Auszahlung beschleunigt werden, wenn auf dem beigefigten
Vordruck erklart wird, daR auf einen Rechtsbehelf verzichtet
wird.

Nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes koénnen Mittelanforderungen
nicht mehr bertcksichtigt werden; vergl. aber 2iff. 1.1 zum
Verfahren der Verlangerung des Bewilligungszeitraumes.

Sofern der zugewiesene Zuwendungsbetrag/Teilbetrag infolge un-
vorhersehbarer Umstande nicht/oder nicht in vollem Umfang ver-
wendet werden kann, ist er unverziglich anteilig zurickzuzahlen.
Der Betrag kann zu gegebener Zeit innerhalb des Bewilligungs-
zeitraumes wieder angefordert werden.
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6. Nebenbestinmmungen

6.1. Die folgenden Nebenbestimmungen sind Bestandteil dieses
Bewilligungsbescheides:

4 BANBest-K
N NBestBaul

6.2 Abweichend oder erganzend hierzu gelten folgende
ARuflagen

& Das Priufergebnis der OFD ist verbindlich.
¥ Die fachtechnischen Korrekturen sind verbindlich.

Der Zuwendungsempfanger hat als staatliche Fachdienststelle
zu beteiligen:
¥ Landesbauamt Greifswald

Dieser staatlichen Fachdienststelle ist der Verwendungsnachweis
zur fachtechnischen Prifung vorzulegen.

[ Das mitfinanzierte Vorhaben ist gegen Risiken zu versichern.

7. Hinweis

Auf Nr. 3 ANRest-XK wird verwiesen, d. h. die 8ffentlich-
rechtlichen Preisrechts- und die Vergabevorschriften sind zu
beachten.

8. Verwendungsnachweisg

Der Verwendungsnachweis (Nr. 7 ANBest-K) ist gspatestens 6 Monate
nach dexr letzten Auszahlung auf den beigefligten Vordrucken in
dreifacher Ausfertigung ohne besondere Aufforderung Uber die
beteiligte staatliche Fachdienststelle dem eigenen Rechnungspri-
fungsamt oder - soweit Zuwendungsempfanger kein Rechnungs-
prifungsamt haben - der Bewilligungsbehdrde vorzulegen. Es ist zu
gewahrleisten, daff der Bewilligungsbehdrde der Verwendungs-
nachweis spatestens 6 Monate nach Vorlage bei der staatlichen
Fachdienststelle zugeht.
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9. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Greifswald, DomstraRe
7, 17489 Greifswald, schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundenbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts erhoben
werden. Die Klage muR den Klager, den Beklagten (Land Mecklen-
burg-vVorpommern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene
Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift beigefiigt werden. Der
Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die Gbrigen
Beteiligten beigefigt werden.

In Vertretung

Pfletsching.r
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Wirtschaftsministerium
Mecklenburg-Vorpommern

winscnafisminisisrium Meckienburg-Vorpommam 18348 Schweon

STADTWERKE _
STRALSLA CmhH Bearbeiter:  fr_ Steimann
Stadtwerke Stralsund GmbH Telelon: (03 85) 5 88 - 5616
Greifswalder Chaussee 116 0 5 JURI 1997 (381)122- 3325
Az: V-6100-621.4-4-10
1r~9anu o L8 92621333 44218
18439 Straisund I Cc P02 I g

Anderungsbescheid

Finanzielle Mittel des Bundes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFG)

hier: Neubau eines Omnibusbetriebshofes Stralsund/ Liidershagen
Projektnummer 18/93

Programmteil: OPNV-Landesprogramm Mecklenburg-Vorpommern
Titel: 88365-5

Zuwendungsbescheide vom 29.07.1993 und 20.06.1994 in H6he von insgesamt
9.052.280,- DM

Verwendungsnachweis vom 20.11.1995

Priifvermerk zum Verwendungsnachweis des Landesbauamtes Greifswald vom
22.08.1996

Priifvermerk des Landesamtes fir StraBenbau und Verkehr vom 07.05.1997

Aniagen: - Prifvermerk des Landesbauamies Greifswald vom 22.08.19%6
(liegt Ihnen bereits vor)
- Empfangsbestatigung
- Vordruck zur Mittelanforderung
- Erkl&rung zur Vorsteuerabzugsberechtigung

Die o.a. Zuwendungsbescheide in Hohe von insgesamt 9.052.280,- DM werden aufgrund des
Ergebnisses der Verwendungsnachweisprifung geandert und in Héhe von

8.814.274,00 DM
(in Worten:

achtmillionenachthundertvierzehntausendzweihundertvierundsiebzig Deutsche Mark)
festgelegt.

Hausanschrif: Abtellungen:
Winschatisministerium Mecklenburg-Vorpommern Mittelstands-und Beschiifligungspolitik
Johannes-Sielng-StraBe 14, 19053 Schwarin Allgemeine Winschafispofitik Bleichar Ufer 13, 18053 Schwerin

Telefon; (0385) 588-0 Verkehrswesen und Siraentay Telefon: 0385/588-0
Teletax: (03B5) 588 5861 / 5862 Tounsmus und Beteiligongen Telefax: 0385/588 5865
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Afle weiteren in den 0.a. Zuwendungsbescheiden gemachten Aussagen und Festlegungen biei-
ben bestehen.

GemaR § 49a Abs. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Mecklenburg-Vorpommemn (VWVIG M-V)
i.V.m. den Verwallungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaitsordnung (LHO) Meckienburg-
Vorpommern kénnen fur eine Leistung, die nicht alsbald nach der Auszahlung fGr den
bestimmten Zweck verwendet wird flr die Zeit bis zur zweckentsprechenden Verwendung
Zinsen veriangt werden. Aufgrund nicht fristgemaRer Verwendung der Férdermittel fur das
Projekt 18/93 mache ich eine Zinsforderung geltend. Die Zinsberechnung erfolgt in einem
gesonderten Bescheid.

Begriindung:

Im Ergebnis der Prifung des Verwendungsnachweises ergeben sich far o.a. Projekt
Gesamtausgaben in Hbéhe von 14.558.242 43 DM, davon sind Ausgaben in Hbéhe von
10.760.490, 10 DM zuwendungsfahig.

Damit sind gegenliber dem gepruften Antrag die Gesamtausgaben um 150.242 53 DM
gestiegen und zuwendungsfahige Ausgaben in Hohe von 297.509,90 DM eingespart worden.

Die im Ergebnis der Verwendungsnachweisprifung festgestellten Ausgaben werden wie foigt
festgelegt:

KG Gesamtkosten zuwendungsfahige nicht zuwendungsféhige
nach DIN 276 (in DM) Kosten (in DM) Kosten (in DM)

KG 1 21.318,12 10.957 51 10.360,61
KG 2 714.000,00 392.516,00 321.484,00
KG 3 9.923.394,07 8.240.937,72 1.682.456,35
KG 4 399.956,86 231.453,55 168.503,31
KG 5 1.839.523,52 1.771.597,52 67.926,00
KG 6 17.554,12 17.554,12 0,00
KG7 1.642.495,84 109.882,68 1.532.613,16
Skonto -14.409,00 14.409,00
Gesamt 14,558.242,53 10.760.490,10 3.797.752,43

Die Emmittiung der nicht zuwendungsfidhigen Ausgaben entnehmen sie bitte dem Prifvermerk
des Landesbauamtes Greifswald vom 22.08.1996.
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Die verbleibende Zuwendung in Hohe von 214.604,00 DM steht lhnen somit wie folgt zur
Verfigung:

v bis zum 31.08.1997

Die Auszahlung des Restbetrages in Héhe von 214,604,00 DM erfoigt nach Vorlage des
Nachweises (iber die Grundbucheintragung.

Der Betrag ist auf dem beigefugten Abrufvordruck anzufordern:

EZJ bis zum 31.08. dieses Jahres, soweit es sich um Mittel handelt, die fur
dieses Haushaltsjahr bereitgestellt werden.

Jrad Dem Mittelabruf legen Sie bitte eine Erklarung bei, ob Sie
vorsteuerabzugsbrechtigt sind.

Die Bestandskraft der Bescheinigung kann herbeigefGhrt und damit eine Auszahlung

beschleunigt werden, wenn auf dem beigefugten Vordruck erklart wird, da auf die Einlegung
eines Rechtsbehelfs verzichtet wird.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Kiage beim
Verwaltungsgericht Greifswald, Domstrale 7, 17489 Greifswald, schriftiich oder zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muf den
Klager, den Beklagten (Land Mecklenburg-Vorpommem) und den Streitgegenstand bezeichnen
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift
beigefigt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften flr die Gbrigen
Beteiligten beigeflugt werden.
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Gemal Prifvermerk des Landesamtes fur Stralenbau und Verkehr erhdhen sich die nicht
zuwendungsfahigen Ausgaben gegenuber dem Prifbericht des Landesbauamtes Greifswald
wie folgt;

- in der Kostengruppe 4 ist der Betrag in Hohe von 1.206,51 DM nicht zuwendungsfahig,
da es sich hierbei um Fracht und Verpackungskosten handelt (Re.Nr.: 249 und 345)

- Desweiteren wurden Skontobetrage in Hohe von 2.491,46 DM (Re. Nr. 92, 130,
165, 299, 326, 344, 349, 351, 352, 355, 369) und 2 Rechnungen Gber
ungerechtfertigt einbehaltene Skontobetrage in Héhe von 11.917,54 DM
(Re.Nr. 91, 226) abgesetzt, so daf} sich die nicht zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben um insgesamt 15.615,51 DM erhéhen.

Finanzierungsplan

Fur die Finanzierung der MaBnahme wird der foigende Finanzierungsplan hinsichttich des Prif-
vermerkes zum Verwendungsnachweis wie folgt far verbindlich erklart.

Art der eingesetzten Mittel DM

Eigenmittel 5.743.968,53
Zuwendungen gesamt 8.814.274,00
Gesamt 14.558.242,53

Nach Abzug aller im Ergebnis der Verwendungsnachweisprifung festgestellten nicht zuwen-
dungsfahigen Ausgaben habe ich die Aufteilung der anrechenbaren zuwendungsfahigen
Ausgaben sowie die daraus resultierenden Anteilsfinanzierungen fir die Jahre 1993 und 1994
wie folgt festgelegt.

Jahr Finanzierung anrechenbare anteilmalige Fdrde-
zuwendungsfahige |rung (DM)
Ausgaben (DM)
1993 B5% 4.117.647,05 3.500.000,00
1994 80% 6.642.843,05 5.314.274,00
Gesamt 10.760.490,10 8.814.274,00
- 1993 und 1994 wurden insgesamt ausgezahlt: 8.599.670,00 DM { “ ; //I A
- die endqliltig festgelegte Zuwendung betréat: 8.814.274 00 DM | #ET/::: Z f,‘; I
- verbleibende Zuwendung 214.604,00 DM LT

/ ?A{/_,,f___?

3 N i) .:, [ rlr ."/- .
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Wirtschaftsministerium
Mecklenburg-Vorpommern

Wirtschaftsministerium Mecklenburg-Vorpammern
_ 19048 Schwenn . .. Bearbeiter. Frau Rdder

Stadtwerke Stralsund GmbH Telefon: (03 85) 5 88 - 5616
Tribseer Damm 2 _
/ Az V 612-621.7-1-6

Schwerin,

18 437 Stralsund

Finanzielle Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)

Zuwendungsbescheide vom 29.07.1993, gedndert am 20.06.1994 und 02.06.1997 in
Hdhe von insgesamt 8.814.274,00 DM

lhr Verwendungsnachweis vom 20.11.1995
lhre Schreiben vom 31.03,1998, 02.06.1998, 08.02.1999 und 12.05.1999
Meine Schreiben vom 18.05.1998, 09.10.1998 und 23.04.1999

Neubau eines Omnibusbetriebshofes in Straisund
Projektnummer: 18 /93

Haushaltsfiibrung des Landes: Titel 88365

Anlagen.

¢ Empfangsbestatigung
¢ Uberweisungstrager

Widerrufs- und Riickforderungsbescheid

Die Zuwendungsbescheide vom 29.07.1993, geandert am 20.06.1994 und 02.06.1997 in
Héhe von insgesamt 8.814.274,00 DM, widerrufe ich geman § 49 Abs. 3 Verwaltungsver-
fahrens-, Zustellungs- und Vollstreckungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (Landesver-

waltungsverfahrensgesetz - VWG M-V) teilweise in Hohe von 214.262,00 DM mit Wir-

kung vom 01.11.1998.

Hausanschall-
Telefon (03 85)583-0
&-mad - wintscnaltsmimistenurs mv@mynet de

Ableungen Ableungen

Algemeine Abtelung, Betaiigungen Miltetstands: und Beschatugungspaldik
Widschaftslorderung und EQ-Winschaflspoliik Verkehrswesen und Slrafenbau

Indusirie- und Energrepolitik Sondergruppe Grundsatziragen dar Wirschafspolibk

Technologiapolitik Toumsmus, Aubgnwlitschalt Absatziarderung

Jolrannes -Stalling - Strafle 14 19053 Schwenn Bleichesuter 13 13033 Schwena
Telefax (02 BS5) 583 58 6162 Telefax (03 8515 88 58 65
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Aus dem teilweisen Widerruf meines Zuwendungsbescheides ergibt sich nach § 49a Abs.
1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz -WWfG M-V die Verpflichtung zur Erstattung von
214.262,00 DM.

Geman §49 Abs.3 VWVIG M-V in Verbindung mit den Verwaitungsvorschriften zu § 44

Landeshaushaltsordnung (LHO) Mecklenburg -Vorpommern mache ich eine Zinsforde-~
rung geltend. Die Zinsberechnung erfolgt in einem gesonderten Bescheid.

Weitere in den aufgefiihrten Zuwendungsbescheiden gemachte Aussagen und Festle-
gungen bleiben bestehen.

1. Begriindung

Auf Ihren Antrag vom 30.09.1991 habe ich ihnen mit Zuwendungsbescheiden vom
29.07.1993, geandert am 20.06.1994 und 02.06.1997 in Hohe von insgesamt
8.814.274,00 DM finanzielle Mittel des Landes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) fur den Neubau eines Omnibusbetriebshofes gewahrt.

Die Zuwendung wurde als Investitionszuschufd zur Projektférderung in Form der Anteilsfi-
nanzierung gewahrt. Bemessungsgrundlage fur die H6he der Zuwendung bildeten zu-
wendungsfahige Ausgaben in Héhe von 10.760.490,00 DM far 75 Buseinheiten ( BE ).
Auf dieser Grundlage habe ich Zuwendungen in Héhe von insgesamt 8.814,274,00 DM
bewilligt.

Nach dem Sie mit Schreiben vom 31.03.1998 dariber informiert haben, dalk der Busbe-
stand erheblich reduziert werden soll, habe ich thnen die Gelegenheit zur Stellungnahme
gemal § 28 VWVIG M-V gegegeben. Mit Schreiben vom 08.02.1999 und 12.05 1999 lie-
gen die Aussagen vor, die zur Entscheidungsfindung notwendig sind.

Nach der abschlieRenden Prufung habe ich die zuwendungsfahigen Ausgaben reduziert
und in Héhe von 10.492.662,10 DM neu festgestellt. Somit reduziert sich die mégliche
Gesamtzuwendung auf 8.601.612,00 DM.

Die Zuwendungssumme errechnet sich wie folgt:

Haushaltsjahr  zuwendungsf. Ausgaben  Férdersatz Zuwendung

1993 4.117.647.05 DM 85 % 3.500.000,00 DM
1994 6.375.015,05 DM 80 % 5.101.612,00 DM
Gesamt 10.492.662,10 DM 8.601.612,00 DM

Ausgezanhlt wurden bisher 8.599.670,00 DM. Mit Bescheid vom 02.06.1997 wurde eine
verbleibende Zuwendung in Hohe von 214.604,00 DM festgelegt. Da Sie gegen diesen
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Bescheid Klage erhoben haben, ist diese verbleibende Zuwendung nicht Gegenstand
dieses Bescheides.

Aufgrund der Reduzierung der zuwendungsféhigen Ausgaben fordere ich deshalb einen
Betrag in Hohe von 214.262,00 DM ( 203.000,00 DM + 16.953,00 DM + 47.875,00 DM =
267.828,00 DM, 80% von 267.828,00 DM = 214.262,00 DM; vgl. Seite 4 ) zuruck.

Die Entscheidung, ob und in welchem Umfang die Zuwendung zu widerrufen ist, steht in
meinem pflichtgemé&Ren Ermassen.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung sind neben dem allgemeinen Gebot der wirt-
schaftiichen und sparsamen Verwendung der 6ffentlichen Mittel, die Besonderheiten des
Einzelfalles sowie die Interessen des Zuwendungsempfangers am Bestand des Beschei-
des und die sonstigen offentlichen Interessen am Widerruf des Bescheides gleicherma-
Ren zu berlcksichtigen.

Die Landeshaushaltsordnung (LHO) Mecklenburg-Vorpommern (§ 7, Abs.1) verpflichtet
zur sorgfaltigen Beachtung des Gebots der wirtschaftiichen und sparsamen Verwendung
von offentlichen Mitteln. Diese Vorschrift engt den Ermessensspielraum erheblich ein und
verbietet den groflzigigen Verzicht auf den Widerruf von Zuwendungsbescheiden.

[ch habe gepruft, inwieweit Sie auf den Bestand des Zuwendungsbescheides vertraven
durften und inwieweit Ihr Vertrauen schutzwirdig ist. Schiitzenswert ist Ihr Vertrauen auf
den Bestand des Zuwendungsbescheides nur insoweit, als Sie sich bej Erreichen des
Zuwendungszwecks und bei Einhaltung der Auflagen des Zuwendungsbescheides auf
den Bestand des Beschetdes und auf Belassen des Zuwendungsbetrages vertassen
durften.

Seite 3 Pkt. 3 meines Zuwendungsbescheides vom 20.06 1994 enthélt folgende Auflage:
Die Zweckbindungsdauer betrdgt 20 Jahre.

Seit der Antragstellung 1991 und mit Fertigstellung des Betriebshofes ist festzustellen,
dafd die Buskapazitat in den Jahren 1991-1997 abgebaut wurde. Die Blrgerschaft der
Hansestaat Stralsund hat 1398 eine erhebliche Betriebseinschrankung und eine damit
verbundene Fahrplanreduzierung beschlossen. Im Ergebnis dieses Beschlusses wurde
u.a. beabsichtigt, den Busbestand erheblich zu reduzieren. Der Busbestand wurde 1998
von 58 BE auf den derzeitigen Bestand von 40 BE ( 2 BE im Juni und 16 BE im Oktober
1988) abgebaut. Der drastische Abbau im Oktober 1998 ist AniaR fir diesen teilweisen
Widerruf ab 01.11.1998, denn eine Zweckbindung ist somit nur fur die weiterhin vorhan-
denen 40 BE ab 01.11.1998 gegeben.

Sie haben es versdaumt dem Wirtschaftsministerium mitzuteilen, dalk bereits mit Fertigstel-
jung des Betriebshofes die Gesamtkapazitat von 75 BE nicht erreicht wurde und auch in
den Folgejahren nicht erreicht werden wirde. Nach Punkt 5 der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen fur Zuwendungen zur Projektférderung an kommunale Kdrperschaften ( AN-
Best-K ) sind Sie ihren Mitteilungspflichten nicht nachgekommen.

In threr Stellungnatime bringen Sie zum Ausdruck, dal} diese Leistungsreduzierung und
die damit verbundene Umstrukturierung so nicht zu erwarten war und deshalb in lhrer
Planung fur den Betriebshof nicht berlicksichtigt werden konnte. Weiterhin kommt zum
Ausdruck, daf sich die Fahrplanleistungen 1999 stabilisiert haben und ab dem Jahr 2000
ein Anstieg erwartet wird,
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Bei einer Vorortbesichtigung konnte festgestellt werden, dafd trotz der Reduzierung der
Fahrplanleistungen und der damit verbundenen Reduzierung der BE die Betriebshofanla-
gen auller im Bereich der Fahrzeugabstellung zweckentsprechend genutzt werden.

Die Bewilligungsbehorde entscheidet, inwieweit die Ausgaben fur die einzelnen Be-
triebshofanlagen weiterhin zuwendungsfahig sind.

Um den wirtschaftlichen Nachteil auf ein Mindestmaf zu reduzieren, habe ich nach Prii-
fung aller Umsténde entschieden, folgende nicht zuwendungsfahige Ausgaben von den
zuwendungsfahigen Ausgaben abzusetzen.

1. Werkstatt

Der Betriebshof einschliellich der Werkstatt wurde mit 9 Arbeitsstéanden gefordert. Bei 40
BE ist die Férderung von B Arbeitsstanden zuwendungsfahig.

Die Kosten fur einen Arbeitsstand in Héhe von 203.000,00 DM ( 132 m? x 5,50m x 280,00-
DM /m?; gerundet ) setze ich von den zuwendungsfahigen Ausgaben der Kostengruppe 3

ab.

2. Abstellhalle

In der Abstellhalle werden 36,5 BE und auf den Arbeitstanden 3,5 BE abgestellt. Die Ab-
stellmoglichkeiten sind ausreichend fir 40 BE.

In der Absteilhalle wird eine Fiache von 12m? fremdvermietet. Die Kosten far diese Flache
in Hohe von 16.953,00 DM ( 4,3 m x 12m? x 328,55 DM / m® ) setze ich von den zuwen-
dungsfahigen Ausgaben der Kostengruppe 3 ab.

3. Abstellflache

Aufgrund der Reduzierung des Busbestandes ist eine Freiabstellung der Busse nicht
mehr erforderlich. Diese Flache ist fur 24 BE ausgelegt, umfa’t 1176 m2. Die Kosten fUr
diese Flache in Hohe von 47.875,00 DM setze ich von den zuwendungsfahigen Ausgaben
der Kostengruppe 5 ab.

Sie haben darUber informiert, dafd thr Unternehmen von einer Baufirma auf Nachzahiung
von Leistungsansprichen in Héhe von 2,2 Mio DM aus dem Bauauftrag verkiagt wurde.
Aus Kostengrinden haben Sie einen Vergleich angenommen und sind verpflichtet, 1,75
Mio DM an die Firma zu zahlen. Diese nachtragliche Kostenernéhung ist nicht Gegen-
stand des Forderantrages und kann deshalb nicht als zuwendungsfahige Ausgaben be-
ricksichtigt werden.

im Schreiben vom 31.03.1998 ermittelten Sie aufgrund der drastischen Reduzierung von
75 BE auf 40 BE einen bedeutend héheren Ruckforderungsbetrag.

im Rahmen der Anhérung bringen Sie u.a. zum Ausdruck, daBl die Defizite im Unterneh-
men erheblich sind. Sie bitten darum, von einer Ruckforderung abzusehen bzw. die Ent-
scheidung Uber einen Zeitraum von 10 Jahren auszusetzen. Eine Ruckforderung in der
von thnen errechneten Hohe wiirde der Bewertung der Gesamtzusammenhénge jedoch
nicht gerecht.

Eine Entscheidung zum vollstandigen Verzicht auf einen Widerruf vermochte ich bei den
von thnen angegebenen Grinden und Ursachen fur die Reduzierung, nicht zu treffen.
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Nach Abwagung der Ergebnisse der Anhérung haben sich |hre geltend gemachten Be-
lange unterzuordnen.
Meine Entscheidung zum teilweisen Widerruf beruht auf folgenden Erwagungen:

Hintergrund des Ihnen gewahrten Zuschusses nach den Bestimmungen des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes ( GVFG ) ist das Bemuhen der éffentlichen Hand durch
gezielte Férderung eine langfristige Verbesserung des Offentlichen Personennahverkehrs
(OPNV) in der Stadt Stralsund zu gewahrieisten. Die Férderung des Betriebes als solches
stellt demnach nur das Mittel zur Erreichung dieses Zieles dar. Durch die Reduzierung
der BE wurde dieses Ziel fur nur 40 BE erreicht. Somit hat die Nutzung des Betriebshofes
fur diese 40 BE dauerhaft Bestand und das gesellschaftliche Interesse an der Verbesse-
rung der Verkehrsverhéltnisse wird gewahrt.

Soliten Sie Schwierigkeiten bei der Rickzahlung des geforderten Betrages haben, be-
steht die Moglichkeit einen Stundungsantrag einzureichen.

Die im Ergebnis der Prufung festgestellten Ausgaben werden wie folgt festgelegt:

Kosten- Gesamt davon nicht¢

gruppen netto zuwendungsf. zuwendungsf.
1 21.318,12 10.957,51 10.360,61
2 714.000,00 392.516,00 321.484.00
3 9.923.3%94,07 8.020.984,72 1.902.409.,35
4 399.956,86 231.453,55 168.503,31
5 1.839.523,52 1.723.722,52 115.801,00
6 17.554,12 17.554,12 0,00
7 1.642.495,84 109.882,68 1.532.613,16

Skonto -14.409,00 14.409,00

Gesamt 14.558.242,53 10.492.662,10 4.065.580,43

2. Abwicklung und Riickforderung

Aus dem teilweisen Widerruf der Zuwendungsbescheide folgt die Rackforderung des
Teilbetrages in H6he von 214.262,00 DM.

Zur Uberweisung des Betrages verwenden Sie bitte den beigeflugten Vordruck mit dem
Kassenzeichen 0050400052119.

3.Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Kiage
beim Verwaltungsgericht Greifswaid, Domstralle 7, 17489 Greifswald, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundenbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts erhoben werden.
Die Klage muf} den Ki&ger, den Beklagten (Land Meckienburg-Vorpommern) und den
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Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift beigefigt werden, Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften flr die Obrigen Beteiligten beigeflgt werden.

im Auftrag
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Antrag zu Anlage 12

Untemehmensgruppe
Stadiwerke Stralsund

SWS Stadtwerke Stralsund GmbH_Postfoch 255318412 Strolsund

Ministerium fiir Verkehr, Bau und Landesentwickiung Unses Zeiohen_006092011/NV - ok - am

Referat 220 I Zeichen_
é. H'd. Frau Rédzr Kontakt_  Andreas Mayer
chioRstrafie 6- ]
19053 Schwerin E-mail_ andreas. mayer@stadiwerke-stralsund.de

Telefon_ 0 38 31_241 1005
Telofax_ 038 31_241 1163
Datum_ 28.09.2011

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) Gewiahrung von Investitionszuschiissen fiir Verbesserungen im
dffentlichen Personennahverkehr (OPNV)

hier: Zustimmung zur Verduflerung des Omnibusbetriehshofes Stralsund, Projekt 18/93 auf Grund der
Landkreisneuordnung M-V

Sehr geehrte Frau Roder,

mit der Umsetzung der Landkreisneuordnung im Land Mecklenburg - Vorpommem zum 04.09.2011 hat die ehemals
kreisfreie Hansestadt Stralsund ihren Status der Kreisfreiheit verloren und ist nunmehr ,GroRe kreisangehdrige Stadt
des neuen Landkreises Vorpommem - Riigen. Die Aufgabentragerschatft fir den OPNV gem. § 3 Abs. 3 OPNVG M-V
obliegt seitdem dem neuen Landkreis, der nunmehr auch fiir den OPNV in der Hansestadt Stralsund zustandig ist.

Das lnnenministeriums M-V auferte sich in einem Schreiben vom 21.07.2011 zu den Auslegungsfragen des LNOG wie
folgt: (Ausziige):

,Mif der durch das LNOG M-V begriindeten Authebung der Kreisfreiheit der Hansestad! Stralsund,....., gemaB §1
Abs.2 LNOG und der damif einhergehenden Funktionsnachfolge fiir die von diesen Stddfen bisiang wahrgenommenen
“kreistichen Aufgaben stelife sich fiir den Gesstzgeber die Frage der Regelung der Rechtsfolgen. Zur Sicherung der
stetigen Aufgabenerfiillung durch die Kommunen hatfe der Gesetzgeber zu entscheiden, wie die Vermdgensauseinan-
dersetzung zu regeln ist. Entsprechende Regelungen finden sich im §12 LNCG.

Insofern sind "die fir die kinftige Aufgabenerfiliung erforderlichen Vermdgensgegensténde im Sinne des § 12 Abs.1
Satz1 LNOG grundsatzlich die dem bisherigen Aufgabentréger fiir die Aufgabenerfiillung zur Verfiigung stehenden
Vermdgensgegenstande” gegen angemessenen Wertausgleich zu dbertragen.

SWS Stadtwerke Stralsund GmbM Frankendamm 7_18439 Strafsund_Geschiiftstiihrer Dipl-Ing. Christion Koos_Aufsichtsratsvorsitxender Dipi ng. Rolf Peter Zimmer_Telefon 03831/241-0
Telefox 03831/241-1545_E-Mail sewvice@stodiwerkesholsund de_Internet wvw.stodtwerke-stralsond.de_Handelsregister Amisgedchi Stralsund_HRB 1565_Steuernummer 082/125/00047
Bankverbindung Devische Bark AG_Kanto Ni. 544 544 000_BLZ 130 700 00_Service-Center Frankendamm 8_) 8439 Stralsund



Antrag zu Anlage 12

Unteméhrﬁensgruppe
Stadtwerke Strolsund

Aus diesen Grinden beabsichtigt die SWS Stadtwerke Stralsund GmbH ihren 100 % -igen Geschéftsanteit an der
SWS Nahverkehr GmbH und den geférderten OPNV Betriebshof (ihr Projekt 18/93) der im Eigentum der SWS steht an
den neuen Landkreis zu verauRem.

Als Anlage (bersenden wir Ihnen den Entwurf des Kauf - und Ubertragungsvertrages. In diesen Vertrag aufgenom-
men haben wir im § 14 die Ubertragung der Fordermittel, sowie die Ubertragung der Rechte und Pflichten aus den
ergangenen Férdermittelbescheiden und deren Anderungen.

Die VerauBerung erfolgt zu Buchwerten abziiglich der Fordermittel, so dass der OPNV auch weiterhin NutznieRer die-
ser Mitte ist..

Sehr geehrte Frau Rader,
wir bitten Sie den Sachverhalt zu priifen und einer VerauRerung an den Landkreis Vorpommern — Riigen, oder eine
von thm vollstandig gehaltene Verkehrsgesellschaft ohne Widerruf der Zuwendungsbescheide zuzustimmen.

Fur Riickfragen und weitere Angaben stehen thnen die Unterzeichner geme zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriRen
lhre SWS “tadtwerke Stralsund GmbH

p .

Christian Koos




	SWS_Anteilsverkauf_SWS NV_25102011.pdf
	(1) Der SWS wurden aufgrund der nachfolgend aufgeführten Bescheide des Ministeriums für Verkehr, Bau und Landesentwicklung Mecklenburg - Vorpommern Fördermittel/Zuwendungen gewährt:
	a) Zuwendungsbescheid des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 29. 07.1993 ( V-610b-621.4-4-10) Vorhaben Nr. 18/93, (Anlage 7)
	b) geändert durch Bescheid vom 20.06.1994 (Anlage 8),
	c) geändert durch Bescheid vom 02.06.1997 (Anlage 9),
	d) geändert durch Bescheid vom 21.06.1999 (Anlage 10),
	e) geändert durch Bescheid vom 04.05.2010 (Anlage 11).
	(2) Der Erwerber tritt ab dem Stichtag in die Rechte und Pflichten aus den vorgenannten Fördermittelbescheiden ein und erkennt die Zweckbindung und alle mit der Förderung verbundenen Verpflichtungen, Bedingungen und Auflagen an.
	(3) Für den Betriebshof beläuft sich die Zweckbindung gemäß dem in Abs. 1 ) aufgeführten Zuwendungsbescheid auf 20 Jahre. 
	(4) Die Vertragsparteien erklären übereinstimmend, dass mit den jeweiligen Fördermittelgebern vor Vertragsabschluss die Übertragung der Rechte und Pflichten aus den Zuwendungsbescheiden abgestimmt wurde. Die Bestätigungsschreiben der beteiligten Fördermittelgeber sind als Anlage 12 beigefügt.
	§ 15 - Gewährleistung
	§ 16 - Übergangsregelungen
	(1) Wird eine der Parteien für Verbindlichkeiten in Anspruch genommen, die nach diesem Vertrag die andere Partei zu tragen hat (vor bzw. nach dem Stichtag), stellt die in Anspruch genommene Partei die andere Partei im Innenverhältnis von diesen Verbindlichkeiten frei und verpflichtet sich, diese unverzüglich zu erstatten. Nach dem Stichtag bei der Verkäuferin eingehende Zahlungen Dritter, die nach den Bestimmungen dieses Vertrages dem Erwerber zustehen, sind von der SWS an den  Erwerber herauszugeben. Umgekehrt wird der Erwerber an die SWS Zahlungen Dritter herausgeben, die nach dem Stichtag bei dem Erwerber eingehen und nach den Bestimmungen dieses Vertrages der SWS zustehen. Jeder Vertragspartner wird dem anderen Vertragspartner über die Abwicklung dieser Geschäftsvorfälle Rechenschaft legen und ihm Einsicht in die betreffenden Unterlagen gewähren.
	(2) Soweit für die Übertragung von Vertragsverhältnissen, Verbindlichkeiten oder sonstigen Rechtsstellungen die Zustimmung des Vertragspartners oder sonstiger Dritter erforderlich ist, werden sich die Vertragsparteien nach Abstimmung der Vorgehensweise nach besten Kräften dafür einsetzen, dass die Zustimmung unverzüglich erteilt wird.
	C.Schlussbestimmungen
	§ 17 - Mitwirkungspflichten
	(1) Die Vertragsparteien werden alle Erklärungen abgeben, alle Urkunden ausstellen und alle sonstigen Handlungen vornehmen, die im Zusammenhang mit der Übertragung der Kaufgegenstände etwa noch erforderlich oder zweckdienlich sind.
	(2) Bei behördlichen Verfahren in Bezug auf die Kaufgegenstände, insbesondere steuerlichen Außenprüfungen und steuerlichen und sonstigen Rechtsstreitigkeiten, die Zeiträume bis zum Stichtag betreffen, werden sich die Vertragsparteien gegenseitig informieren und unterstützen. Sie werden sich insbesondere gegenseitig sämtliche Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen, die zur Erfüllung steuerlicher oder sonstiger behördlicher Anforderungen oder zur Erbringung von Nachweisen gegenüber Steuerbehörden, sonstigen Behörden oder Gerichten notwendig oder zweckmäßig sind und wechselseitig auf eine angemessene Unterstützung durch ihre Mitarbeiter hinwirken.
	§ 18 - Kosten
	Sämtliche Kosten im Zusammenhang mit dem Abschluss und der Durchführung dieses Vertrages werden von dem Erwerber getragen, ebenso die anfallende Grunderwerbsteuer.
	Die Kosten der Lastenfreistellung trägt die SWS.


	Anlage 1
	Dok1NV.pdf
	Flaechen A5.pdf

	Anlage 2
	2011-09-13 Blatt 11646.pdf
	2011-09-13 Blatt 12372.pdf

	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12



